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B. Ministerium für Inneres und Sport

Beglaubigung von Anträgen auf Vereinigung
und Teilung von Grundstücken

RdErl. d. MI v. 15. 7. 2021 — 44-23405 —

— VORIS 21160 —

— Im Einvernehmen mit dem MJ —

Bezug: RdErl. v. 4. 10. 2017 (Nds. MBl. S. 1340), geändert durch RdErl. v. 13. 8. 2019 (Nds. MBl. S. 1205)
— VORIS 21160 —

Der Bezugserlass wird mit Wirkung vom 1. 8. 2021 wie folgt geändert:
1. In Nummer 1 wird die Angabe „§ 2 Abs. 1 Nr. 3 NÖbVIngG“ durch die Angabe „§ 1 Abs. 2 Satz 3 NÖbVIG“ ersetzt.
2. In Anlage 1 Abs. 4 Satz 2 wird die Angabe „§ 2 Abs. 1 Nr. 3 des“ durch die Angabe „§ 1 Abs. 2 Satz 3 des Niedersächsischen“ er-

setzt.
3. Anlage 2 erhält folgende Fassung:

„Anlage 2

 
Aufgabenträger nach § 6 Abs. 1 oder 2 NVermG 
Behördenbezeichnung, Anschrift 

 
Amtsgericht Musterstadt 
— Grundbuchamt — 
Musterplatz 1 
 
40000 Musterstadt 
    Bearbeitet von   

  
  

      

Ihr Zeichen, Ihre Nachricht vom Mein Zeichen (bei Antwort angeben) Durchwahl Musterstadt 

 
Eintragung in das Grundbuch 
Bezug:  � § 6 Abs. 5 des Niedersächsischen Gesetzes über das amtliche Vermessungswesen  

� § 1 Abs. 2 Satz 3 des Niedersächsischen Gesetzes über Öffentlich bestellte 
Vermessungsingenieurinnen und Öffentlich bestellte Vermessungsingenieure  

 
 
Sehr geehrte Damen und Herren, 

beigefügt übersende ich einen von mir beglaubigten Eintragungsantrag. Ich bitte um Mitteilung, 
sofern dem Antrag nicht entsprochen wird. 

Die zu vereinigenden Grundstücke grenzen unmittelbar aneinander (§ 5 Abs. 2 Satz 1 
GBO).  

//Die Grundstücke bilden örtlich und wirtschaftlich eine Einheit.// //Bitte teilen Sie mir mit, ob für die 
Inanspruchnahme der Kostenbefreiung eine Bescheinigung des LGLN, als die das amtliche 
Verzeichnis nach § 2 Abs. 2 GBO führende Behörde, benötigt wird.// 
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//Die Bescheinigung, dass die zu vereinigenden Grundstücke örtlich und wirtschaftlich eine Einheit 
bilden, wird Ihnen durch das LGLN übersandt. Ich verweise auf § 34 GNotKG, Nummer 14160 Nr. 
3 der Anlage 1 zu § 3 Abs. 2 GNotKG (Kostenverzeichnis).//  

Mit freundlichen Grüßen 
Im Auftrage 

Mustermüller 

Anlagen: �  Eintragungsantrag 

�  Fortführungsmitteilung  

�  …………………………. 
___________________________________________________________________________________  
(Raum für Eintragungsvermerke des Grundbuchamtes) 

Bl.    
___________________________________________________________________________________  

Aktenzeichen:   
bearbeitet von   
Telefon:   

_______________________________________________________
Amtsgericht (Grundbuchamt)
Musterstadt Ort, Datum 

durch den Aufgabenträger nach § 6 Abs. 1 oder 2 NVermG 
(Behördenbezeichnung, Anschrift) 

Antrag auf Vereinigung/Teilung von Grundstücken

Ich/Wir beantrage(n) 

  die Teilung der/des nachfolgend aufgeführten Grundstücke(s) zu Nr. ______________ und 

   die Vereinigung der nachfolgend aufgeführten Grundstücke zu Nr. ________________ zu 
einem Grundstück und bewillige(n) die Eintragung im Grundbuch. 

(Zutreffendes ist angekreuzt)    

Nr. Grundbuch       

von Blatt Lfd. Nr. der Gemarkung Flur Flurstück 
      Grundstücke       

1           
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An
das Landesamt für Geoinformation und Landesvermessung Niedersachsen
die Öffentlich bestellten Vermessungsingenieurinnen und Öffentlich bestellten Vermessungsingenieure
Nachrichtlich:
An die
Amtsgerichte (Grundbuchämter)

— Nds. MBl. Nr. 29/2021 S. 1206

a) ________________________________________________________  

b) ________________________________________________________  

c) ________________________________________________________
(Unterschrift(en))

Die vorstehende(n) Unterschrift(en) der/des 

 persönlich bekannt
Zu a) _____________________________

(Vor- und Nachname)
ausgewiesen durch Personalausweis /  

    Reisepass, Nr. ____________________ 

 persönlich bekannt
Zu b) _____________________________

(Vor- und Nachname)
ausgewiesen durch Personalausweis /  

    Reisepass, Nr. ____________________ 

 persönlich bekannt
Zu c) _____________________________

(Vor- und Nachname)
ausgewiesen durch Personalausweis /  

    Reisepass, Nr. ____________________ 

wurde(n) persönlich — in meiner Gegenwart — vollzogen — anerkannt. 

//Der Antrag wurde mit Bezug auf den mir gemäß § 6 Abs. 5 NVermG erteilten Auftrag vom 
_________ [Datum] Az. _________ [Aktenzeichen] beglaubigt.// 

// Der Antrag wurde mit Bezug auf § 1 Abs. 2 Satz 3 NÖbVIG und die mir erteilte Bestellung als 
ÖbVI mit Wirkung vom _________ [Datum] (Az. 23031/_________ [lfd. Nr. der/des ÖbVI], Nds. 
MBl. ___ [Jahr der Veröffentlichung], S. ____ [Seitenzahl]) beglaubigt.// 

Es wird bescheinigt, dass die Grundstücke örtlich und wirtschaftlich ein einheitliches 
Grundstück darstellen. 

____________________, den _______________ 
Dienst-/Amtssiegel ________________________________________  

[Name], [Amtsbezeichnung]“. 
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Bekanntmachung eines Vereinsverbots gegen
„Bandidos MC Federation West Central“

Bek. d. MI v. 20. 7. 2021 — 12202 —

Das Bundesministerium des Innern, für Bau und Heimat
hat am 7. 7. 2021 gemäß Artikel 9 Abs. 2 des GG i. V. m. § 3
Abs. 1 Satz 1 des Vereinsgesetzes vom 5. 8. 1964 (BGBI. I S. 593),
zuletzt geändert durch Artikel 5 des Gesetzes vom 30. 11.
2020 (BGBl. I S. 2600), eine vereinsrechtliche Verbotsverfügung
gegen den Verein „Bandidos MC Federation West Central“
einschließlich seiner Teilorganisationen erlassen. Die Zustel-
lung der Verbotsverfügung und die Bekanntmachung des Ver-
einsverbotes im Bundesanzeiger (amtlicher Teil) erfolgten am
12. 7. 2021.

Der verfügende Teil des Verbots wird gemäß § 3 Abs. 4 Satz 2
des Vereinsgesetzes nachfolgend bekannt gegeben:

„Verfügung:
1. Der Zweck und die Tätigkeit des Vereins „Bandidos Motor-

cycle Club Federation West Central“ (im folgenden „BMC
Federation West Central“) einschließlich seiner Teilorgani-
sationen „BMC Aurich“, „BMC Bingen“, „BMC Bochum Cen-
tro“, „BMC Castrop-Rauxel Miners City“, „BMC Cologne“,
„BMC Dinslaken Riverside“, „BMC Dortmund Iron City“,
„BMC Dortmund Metropol“, „BMC Duisburg Sin City“,
„BMC Duisburg North“, „BMC Erftstadt“, „BMC Essen
Ruhr City Gang“, „BMC Essen North“, „BMC Essen East“,
„BMC Gelsenkirchen Central“, „BMC Hamm Rail City“,
„BMC Herne East Midwest“, „BMC Ibbenbüren Coal City“,
„BMC Issum Westside Crew Hangaround“, „BMC Kamen
Black City“, „BMC Kassel“, „BMC Leverkusen Probationary“,
„BMC Menden“, „BMC Münster“, „BMC Münster South“,
„BMC Neuwied“, „BMC Osnabrück“, „BMC Paderborn Crew
Hangaround“, „BMC Recklinghausen Northwest“, „BMC
Schüttorf Probationary“, „BMC Siegen“, „BMC Soest Pro-
spect“, „BMC Unna Northwest“, „BMC Wesel“, „BMC West
Area“, „BMC Xanten“, „BMC Athen“ und „BMC Thessalo-
niki“ laufen den Strafgesetzen zuwider.

2. Der Verein „BMC Federation West Central“ einschließlich
seiner Teilorganisationen im Inland „BMC Aurich“, „BMC
Bingen“, „BMC Bochum Centro“, „BMC Castrop-Rauxel
Miners City“, „BMC Cologne“, „BMC Dinslaken Riverside“,
„BMC Dortmund Iron City“, „BMC Dortmund Metropol“,
„BMC Duisburg Sin City“, „BMC Duisburg North“, „BMC
Erftstadt“, „BMC Essen Ruhr City Gang“, „BMC Essen North“,
„BMC Essen East“, „BMC Gelsenkirchen Central“, „BMC
Hamm Rail City“, „BMC Herne East Midwest“, „BMC Ibben-
büren Coal City“, „BMC Issum Westside Crew Hanga-
round“, „BMC Kamen Black City“, „BMC Kassel“, „BMC
Leverkusen Probationary“, „BMC Menden“, „BMC Müns-
ter“, „BMC Münster South“, „BMC Neuwied“, „BMC Osna-
brück“, „BMC Paderborn Crew Hangaround“, „BMC Reck-
linghausen Northwest“, „BMC Schüttorf Probationary“,
„BMC Siegen“, „BMC Soest Prospect“, „BMC Unna North-
west“, „BMC Wesel“, „BMC West Area“ und „BMC Xan-
ten“ ist verboten und wird aufgelöst. 

3. Kennzeichen des Vereins „BMC Federation West Central“
einschließlich seiner in Nummer 1 genannten Teilorgani-
sationen dürfen weder verbreitet noch veröffentlicht oder
in einer Versammlung verwendet werden. Dieses Verbot
betrifft insbesondere die grafische Verwendung der nach-
folgend abgebildeten Kennzeichen des Vereins:
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Kennzeichen und Symbole des „BMC Federation West Central“ 

 

Das Kennzeichen zeigt einen nach obenhin 

gerundeten, gelben Bogen mit roter 

Umrandung, der den Namen BANDIDOS in 

roten Großbuchstaben enthält. 

 

'as Kennzeichen Zird „Fat Me[ican“ 

genannt. Es zeigt einen dickbäuchigen 

Mann mit goldenen Händen und einem 

goldenen Gesicht. Er trägt ein weißes T-

Shirt mit einem roten Flicken am Ellbogen, 

einen roten Poncho mit einem grün, gelb, 

blauen Zackenmuster und auf dem Kopf 

einen gelben Sombrero mit zwei 

Einschusslöchern sowie einer rotgezackten 

Verzierung. Er trägt eine blaue Hose und 

schwarze Stiefel mit goldenen 

Rädchensporen. In der erhobenen rechten 

Hand hält er eine schwarze Pistole aus der 

Rauch aufsteigt, in der abgesenkten linken 

Hand ein silbernes Schwert mit goldenem 

Griff. 

 

 

Das Kennzeichen zeigt einen nach untenhin 

gerundeten, gelben Bogen mit roter 

Umrandung. Es enthält den Ländernamen 

„GERMANY“ in roten Großbuchstaben. 

 

Das Kennzeichen zeigt einen nach untenhin 

gerundeten, gelben Bogen mit roter 

Umrandung. Es enthält die 

Funktionsbeschreibung „VICE 

PRESI'ENTE“, übersetzt VizeSrlsident, in 

roten Großbuchstaben. 

1210



Nds. MBl. Nr. 29/2021 

 

Kennzeichen und Symbole des „BMC Federation West Central“ 

 

Das Kennzeichen zeigt einen nach untenhin 

gerundeten, gelben Bogen mit roter 

Umrandung. Es enthält die 

Funktionsbeschreibung „EL SECRETARIO“, 

übersetzt Sekretär, in roten 

Großbuchstaben. 

 

Das Kennzeichen zeigt einen nach untenhin 

gerundeten, gelben Bogen mit roter 

Umrandung. Es enthält die 

Funktionsbeschreibung „SARGENTO 'E 

ARMAS“, übersetzt beZaffneter Sergeant, 

in roten Großbuchstaben. 

 

Das Kennzeichen zeigt einen nach untenhin 

gerundeten, gelben Bogen mit roter 

Umrandung. Es enthält die 

Funktionsbeschreibung „NOMA'“, 

übersetzt Nomade, in roten 

Großbuchstaben. Die Schriftart ist 

verschnörkelt und erinnert an Altdeutsche 

Schrift. 

 

Dieses gelbe Kennzeichen mit roter 

Umrandung in Form eines Rechtecks, 

enthält die Funktionsbeschreibung 

„PROBATIONARY“, übersetzt Mitglied auf 

Probe, in roten Großbuchstaben. 

 

Das Kennzeichen zeigt einen nach obenhin 

gerundeten, gelben Bogen mit roter 

Umrandung, der die Funktionsbeschreibung 

„PROSPECT“, übersetzt AnZlrter, in roten 

Großbuchstaben enthält. 

 

Das Kennzeichen zeigt die Buchstabenfolge 

B M C in gelben Großbuchstaben mit roter 

Umrandung. 

1211
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Kennzeichen und Symbole des „BMC Federation West Central“ 

 

Das Kennzeichen zeigt die Buchstabenfolge 

M C in gelben Großbuchstaben mit roter 

Umrandung. 

 

Das gelbe Kennzeichen ist rot umrandet 

und hat die Form einer Raute. Es zeigt eine 

rote Eins sowie direkt dahinter ein rotes 

Prozentzeichen. 

 

Dieses gelbe Kennzeichen mit roter 

Umrandung in Form eines Quadrats, zeigt 

die zwei fetten Großbuchstaben M C in 

roter Schrift. Es steht für die Abkürzung 

Motorcycle Club. 

 

Dieses gelbe Kennzeichen mit roter 

Umrandung in Form eines Rechtecks, 

enthält die Funktionsbeschreibung 

„PRESI'ENTE“, übersetzt Prlsident, in 

roten Großbuchstaben. 

 

Dieses gelbe Kennzeichen mit roter 

Umrandung in Form eines Rechtecks, 

enthllt die Funktionsbeschreibung „VICE 

PRESI'ENTE“, übersetzt VizeSrlsident, in 

roten Großbuchstaben. 

 

Dieses gelbe Kennzeichen mit roter 

Umrandung in Form eines Rechtecks, 

enthält in roten Großbuchstaben die 

abgekürzte Funktionsbeschreibung „SGT 

AT ARMS“, Sergeant at Arms, übersetzt 

bewaffneter Sergeant. 

 

Dieses gelbe Kennzeichen mit roter 

Umrandung in Form eines Rechtecks, 

1212
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Kennzeichen und Symbole des „BMC Federation West Central“ 

enthllt die Funktionsbeschreibung „ROA' 

CAPTAIN“, übersetzt Gruppenleiter, in roten 

Großbuchstaben. 

 

Dieses gelbe Kennzeichen mit roter 

Umrandung in Form eines Rechtecks, 

enthält die Funktionsbeschreibung 

„PROBATIONARY“, übersetzt Mitglied auf 

Probe, in roten Großbuchstaben. 

 

Dieses gelbe Kennzeichen mit roter 

Umrandung in Form eines Rechtecks, 

enthält die Funktionsbeschreibung 

„PROSPECT“, übersetzt AnZlrter, in roten 

Großbuchstaben. 

 

Dieses gelbe Kennzeichen mit roter 

Umrandung in Form eines Rechtecks, 

enthllt die Wortfolge „COUP 'E GRACE“, 

übersetzt „Gnadenstoß“ oder 

„Gnadenschuss“, in roten Großbuchstaben. 

 

Dieses gelbe Kennzeichen mit roter 

Umrandung in Form eines Kreises, enthält 

die Aussage „E;PECT NO MERCY“, 

übersetzt „ErZarte keine Gnade“ in roten 

Großbuchstaben. 

 

Dieses gelbe Kennzeichen mit roter 

Umrandung in Form eines Rechtecks, 

enthllt den LeitsSruch des „Bandidos MC“. 

Die vier roten Großbuchstaben B F F B 

werden häufig als Abkürzung für Bandidos 

Forever, Forever Bandidos verwendet. 

1213
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Kennzeichen und Symbole des „BMC Federation West Central“ 

 

Dieses gelbe Kennzeichen mit roter 

Umrandung in Form einer Raute, zeigt eine 

rote Eins sowie direkt dahinter ein rotes 

Prozentzeichen und in roten 

Großbuchstaben die Endung E R. 

Zusatz: Das Kennzeichen soll die Mitglieder 

des Vereins BANDIDOS als das eine 

Prozent der Motorradfahrer bezeichnen, 

welches sich an keine Regeln hält und nach 

eigenen Gesetzten lebt. 

 

Dieses gelbe Kennzeichen mit roter 

Umrandung in Form eines Rechtecks, 

enthält eine große rote Zwei, die englische 

Endung N ', das Wort „GENERATION“ und 

darunter die Bezeichnung „BAN'I'O“ in 

roten Großbuchstaben. 

 

Dieses gelbe Kennzeichen mit roter 

Umrandung in Form einer Raute zeigt eine 

rote Nummer 13. Darunter ist ebenfalls in 

roten Großbuchstaben das Wort MOTOR 

und darunter CYCLE abgebildet. 

 

Dieses gelbe Kennzeichen mit roter 

Umrandung in Form eines Rechtecks, 

enthält die drei roten Großbuchstaben 

T C B. 'iese Abkürzung steht für „Taking 

Care of Business“, übersetzt „sich um das 

Geschlft kümmern“. 

 

Dieses gelbe Kennzeichen mit roter 

Umrandung in Form eines Rechtecks, 

enthält die drei roten Großbuchstaben 

G.'.C. 'iese Abkürzung steht für „Guardia 

di CorSo“, übersetzt LeibZlchter. 
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Kennzeichen und Symbole des „BMC Federation West Central“ 

 

Dieses gelbe Kennzeichen mit roter 

Umrandung in Form eines Rechtecks, 

enthält in roter verschnörkelter Schrift die 

Bezeichnung „Bad ComSany“, übersetzt 

Schlechte Gesellschaft. 

 

Dieses gelbe Kennzeichen mit roter 

Umrandung in Form eines Rechtecks, 

enthält in Rot die Großbuchstabenfolge 

„PTERO'ACTYL“. 

 

Dieses gelbe Kennzeichen mit roter 

Umrandung in Form eines Rechtecks, 

enthält in roten Großbuchstaben die 

Wortfolge „OUR COLORS 'ON¶T RUN“, 

übersetzt Unsere Farben laufen nicht 

davon. 

 

Dieses gelbe Kennzeichen mit roter 

Umrandung in Form eines Rechtecks, 

enthält in roten Großbuchstaben die 

Bezeichnung „GERMANEN“. 

 

Dieses rot umrandete Kennzeichen in Form 

eines Rechtecks wird entweder auf 

schwarzem oder gelben Grund gehalten 

und enthält in Schreibschrift das Wort 

„WolfSack“. Auf schZarzem Grund sind die 

Buchstaben gelb, auf gelbem Grund 

schwarz oder rot. 

 

Dieses gelbe Kennzeichen mit roter 

Umrandung in Form einer Raute wird in 

Uhrzeigerrichtung gelesen. Abgebildet wird 

in roten Großbuchstaben in der oberen 

Ecke ein B, in der rechten Ecke ein F, in der 

unteren Ecke ein F und in der linken Ecke 

ein B. Die Buchstabenfolge ergibt den 

Leitspruch B F F B, Bandidos Forever, 

Forever Bandidos. In der Mitte des 
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Kennzeichen und Symbole des „BMC Federation West Central“ 

Kennzeichens, befindet sich ein Viereck das 

die drei roten Großbuchstaben S O C 

enthllt. 'iese Abkürzung bedeutet, „SaYe 

Our Club“, übersetzt Rette unseren Club. 

Innerhalb dieses Vierecks, ebenfalls in 

roten Großbuchstaben, ist die Aussage „I 

GAVE“ oberhalb des SOC�, „I CARE“ 

(unterhalb des SOC) sichtbar, übersetzt Ich 

gab, ich kümmere mich. 

 

Dieses gelbe Kennzeichen mit roter 

Umrandung in Form eines Rechtecks, 

enthält die drei roten Zahlen 6 6 6. 

 

Dieses gelbe Kennzeichen mit roter 

Umrandung in Form eines Kreises, enthält 

sowohl einen nach rechts sowie einen nach 

links blickenden dickbäuchigen Mann mit 

Sombrero mit Pistole und Schwert in den 

Händen. Ein nach obenhin gerundeter 

Schriftzug in roten Großbuchstaben enthält 

den Namen „BAN'I'OS“, mittig zZischen 

den beiden Männern mit einer roten 

Buchstabenfolge von oben nach unten steht 

„-UNTOS“, übersetzt alle. 'arunter befindet 

sich ein nach untenhin gerundeter 

Schriftzug „WORL'WI'E“, übersetzt 

weltweit, ebenfalls in roten 

Großbuchstaben. Jeweils links und rechts 

der Männer steht in Rot die Jahresangabe 

„EST. ����“. 

 

Dieses gelbe Kennzeichen mit roter 

Umrandung in Form eines Wappens, zeigt 

einen nach vorne blickenden 

schwarzbärtigen Mann mit gelbem 

Sombrero, in dem sich zwei 

Einschusslöcher befinden. Er hält eine 
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qualmende Pistole auf Augenhöhe in 

Richtung des Betrachters. 

 

Dieses gelbe Kennzeichen mit roter 

Umrandung in Form eines Kreises, enthält 

einen nach links blickenden dickbäuchigen 

Mann mit Sombrero, in dem sich zwei 

Einschusslöcher befinden. Pistole und 

Schwert hält der Mann in den Händen. Ein 

nach obenhin gerundeter Bogen, enthält 

den Namen „BAN'I'OS“ in roten 

Großbuchstaben. Ein nach untenhin 

gerundeter Bogen enthält die Jahresangabe 

„TEN YEARS“. Links des Mannes befindet 

sich das rautenförmige 1 Prozentzeichen rot 

umrandet, rechtsseitig in einem 

rotumrandeten Viereck die Abkürzung MC. 

 

Dieses schwarze Kennzeichen mit roter 

Umrandung in Form eines umgekehrten 

Trapezes, zeigt einen nach links blickenden 

dickbäuchigen Mann mit Sombrero, in dem 

sich zwei Einschusslöcher befinden. Pistole 

und Schwert hält er in den Händen. 

Oberhalb des Mannes befindet sich ein 

gelbes Banner mit roter Umrandung, das in 

roten Großbuchstaben die Wortfolge „� 

Prozent BAN'I'OS MC“ enthllt. Unterhalb 

des Mannes ist ein gelbes Banner mit roter 

Umrandung zu sehen, das in roten 

Großbuchstaben die Jahresangabe 

„FIFTEEN YEARS“, übersetzt fünfzehn 

Jahre, anzeigt. 
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Kennzeichen und Symbole des „BMC Federation West Central“ 

 

Dieses schwarze Kennzeichen mit roter 

Umrandung in Form eines Kreises, enthält 

einen nach vorne blickenden dickbäuchigen 

Mann mit Sombrero, in dem sich zwei 

Einschusslöcher befinden. Pistole und 

Schwert hält er in den Händen. Ein nach 

obenhin gerundeter, gelber Bogen mit roter 

Umrandung enthält das spanische Wort 

„VI'A“ in roten Großbuchstaben, übersetzt 

Leben. Ein gelber, nach untenhin 

gerundeter Bogen enthält das spanische 

Wort „MIEMBRO“, übersetzt Mitglied. Links 

des Mannes ist das rotumrandete, gelbe, 

rautenförmige „� Prozent Zeichen“ 

abgebildet. Rechts des Mannes in einem 

rotumrandeten gelben Viereck, die 

Abkürzung „MC“. 

 

Dieses gelbe Kennzeichen mit roter 

Umrandung in umgekehrter Dreiecksform 

zeigt einen nach links blickenden 

dickbäuchigen Mann mit Sombrero, in dem 

sich zwei Einschusslöcher befinden. Pistole 

und Schwert hält er in den Händen. Links 

des Mannes befindet sich das 

rautenförmige „� Prozent Zeichen“, rechts 

die Abkürzung „MC“ in einem rot 

umrandetem Viereck. Um den Mann und 

die beiden Abzeichen herum, befindet sich 

ein weiteres rotes umgekehrtes Dreieck, in 

dessen drei Ecken von oben links im 

Uhrzeigersinn gelesen die Großbuchstaben 

E A A abgebildet sind. Oberhalb des 

Mannes und außerhalb des inneren 

umgekehrten Dreiecks steht in roten 

Großbuchstaben der Name „BAN'I'OS“, 
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Kennzeichen und Symbole des „BMC Federation West Central“ 

rechts, entlang der nach unten zeigenden 

Seite, die Bezeichnung „MOTORCYCLE 

CLUB“ und links der Zusatz 

„INTERNATIONAL“. 

 

Dieses gelbe Kennzeichen mit roter 

Umrandung in Form eines Rechtecks mit 

abgerundeten Ecken, zeigt einen nach links 

blickenden dickbäuchigen Mann mit 

Sombrero, in dem sich zwei 

Einschusslöcher befinden. Pistole und 

Schwert hält er in den Händen. Links des 

Mannes ist das rotumrandete, gelbe, 

rautenförmige „Ein Prozentzeichen“ 

abgebildet, rechts in einem rotumrandeten 

gelben Viereck, die Abkürzung „MC“. In 

einem nach obenhin gerundeten und rot 

umrandeten Bogen steht in roten 

Großbuchstaben „IN MEMORY OF“, 

übersetzt in Gedenken an. In einem nach 

untenhin gerundeten und rot umrandeten 

Bogen steht dann der Name eines 

Mitglieds, wessen gedacht werden soll. 
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4. Dem Verein „BMC Federation West Central“ einschließlich
seiner vorgenannten Teilorganisationen im Inland sowie
seiner Teilorganisationen in Griechenland „BMC Athen“
und „BMC Thessaloniki“ ist jede Tätigkeit im Geltungsbe-
reich des Vereinsgesetzes untersagt. Es ist verboten, Er-
satzorganisationen zu bilden oder bestehende Organisa-
tionen als Ersatzorganisationen fortzuführen.

5. Das im Geltungsbereich des Vereinsgesetzes vorhandene
Vermögen des Vereins „BMC Federation West Central“
und seiner vorgenannten Teilorganisationen wird beschlag-
nahmt und eingezogen.

6. Forderungen Dritter gegen den Verein „BMC Federation
West Central“ oder eine seiner Teilorganisationen werden
beschlagnahmt und eingezogen, soweit sie aus Beziehun-
gen entstanden sind, die sich nach Art und Umfang oder
Zweck als eine vorsätzliche Förderung der strafrechtswid-
rigen Zwecke und Tätigkeiten des Vereins „BMC Federation
West Central“ oder seiner Teilorganisationen darstellen
oder soweit sie begründet wurden, um Vermögenswerte
des Vereins „BMC Federation West Central“ oder seiner
Teilorganisationen dem behördlichen Zugriff zu entziehen
oder den Wert des Vermögens des Vereins zu mindern.
Hat der Gläubiger eine solche Forderung durch Abtretung
erworben, wird sie eingezogen, soweit der Gläubiger die
Eigenschaft der Forderung als Kollaborationsforderung
oder als Umgehungsforderung im Zeitpunkt des Erwerbs
kannte.

7. Sachen Dritter werden beschlagnahmt und eingezogen, so-
weit der Berechtigte durch Überlassung der Sachen an den
Verein „BMC Federation West Central“ oder eine seiner
Teilorganisationen deren strafrechtswidrige Zwecke und
Tätigkeiten vorsätzlich gefördert hat oder die Sachen zur
Förderung dieser Zwecke und Tätigkeiten bestimmt sind.

8. Die sofortige Vollziehung dieser Verfügung wird angeord-
net, dies gilt nicht für die in Nr. 5, 6 und 7 genannten Ein-
ziehungen.

— Nds. MBl. Nr. 29/2021 S. 1209

C. Finanzministerium

Niedersächsische Beihilfeverordnung (NBhVO);
Änderungen im Beihilferecht 

auf der Grundlage des Gesetzes zur Weiterentwicklung
der Gesundheitsversorgung

(Gesundheitsversorgungsweiterentwicklungsgesetz 
— GVWG)

RdErl. d. MF v. 19. 7. 2021 — VD3–03540/01/021 —

— VORIS 20444 —

1. Im Vorgriff auf eine beabsichtigte Änderung der NBhVO
wird Folgendes geregelt:
1.1 Ist im unmittelbaren Anschluss an eine vollstationäre Kran-

kenhausbehandlung eine Versorgung mit erforderlichen
Leistungen der häuslichen Krankenpflege nach § 22
NBhVO, der vollstationären Kurzzeitpflege nach § 22 a
NBhVO, der Rehabilitation nach § 29 NBhVO oder der
Pflege nach den §§ 33 und 34 NBhVO nicht sichergestellt,
so sind Aufwendungen für Leistungen einer vollstationä-
ren Übergangspflege in demselben Krankenhaus bis zur
Höhe der nach § 132 m SGB V vereinbarten Vergütung für
längstens 10 Tage je Krankenhausbehandlung beihilfe-
fähig. Die Übergangspflege umfasst die Versorgung mit
Arznei-, Heil- und Hilfsmitteln, die Grund- und Behand-
lungspflege, die Aktivierung der der Übergangspflege be-
dürfenden Person, ein Entlassmanagement, Unterkunft und
Verpflegung sowie die im Einzelfall erforderliche ärztli-
che Behandlung. Die beihilfefähigen Aufwendungen min-
dern sich um einen Eigenbehalt in Höhe von 10 EUR je

Kalendertag, jedoch höchstens für 28 Tage im Kalender-
jahr, wobei Eigenbehalte nach § 45 Abs. 2 Nr. 1 NBhVO
für innerhalb des Kalenderjahres bereits durchgeführte
vollstationäre Krankenhausbehandlungen oder vollstatio-
näre Maßnahmen der Anschlussrehabilitation angerech-
net werden.

1.2 § 35 Abs. 3 Satz 1 NBhVO ist mit der Maßgabe anzuwen-
den, dass Aufwendungen für Pflegehilfsmittel nach Maß-
gabe des § 40 Abs. 1, 2 und 6 SGB XI beihilfefähig sind.
Aufwendungen für Hilfsmittel, die den Zielen nach § 40
Abs. 1 Satz 1 SGB XI dienen, sind nach Maßgabe des § 40
Abs. 6 SGB XI beihilfefähig.

2. Dieser RdErl. tritt am 20. 7. 2021 in Kraft und mit Ablauf
des 31. 12. 2026 außer Kraft.

An die
Dienststellen der Landesverwaltung
Kommunen und der Aufsicht des Landes unterstehenden anderen
Körperschaften, Anstalten und Stiftungen des öffentlichen Rechts

— Nds. MBl. Nr. 29/2021 S. 1220

H. Ministerium für Ernährung, Landwirtschaft 
und Verbraucherschutz

Maßnahmen zur Eindämmung der Nutriapopulation

RdErl. d. ML v. 13. 7. 2021 — 406-64524-85 —

— VORIS 79200 —

— Im Einvernehmen mit dem MU —

Bezug: RdErl. v. 7. 12. 2018 (Nds. MBl. S. 1500)
— VORIS 79200 —

Der Bezugserlass wird mit Wirkung vom 31. 12. 2021 wie
folgt geändert:
1. Nummer 8 wird gestrichen. 
2. Die bisherigen Nummern 9 und 10 werden Nummern 8

und 9. 
3. In der neuen Nummer 9 wird das Datum „31. 12. 2021“

durch das Datum „31. 12. 2023“ ersetzt.

An die
Region Hannover, Landkreise und kreisfreien Städte
Nachrichtlich:
An
die Landwirtschaftskammer Niedersachsen
den Niedersächsischer Landesbetrieb für Wasserwirtschaft, Küsten-
und Naturschutz
die Ämter für regionale Landesentwicklung

— Nds. MBl. Nr. 29/2021 S. 1220

Amt für regionale Landesentwicklung Leine-Weser

Anerkennung der 
„Blinden- und Sehbehindertenstiftung Niedersachsen“

Bek. d. ArL Leine-Weser v. 29. 6. 2021
— 11741-B90 —

Mit Schreiben vom 29. 6. 2021 hat das ArL Leine-Weser als
zuständige Stiftungsbehörde gemäß § 3 NStiftG aufgrund des
Stiftungsgeschäfts vom 7. 6. 2021 und der diesem beigefügten
Stiftungssatzung die „Blinden- und Sehbehindertenstiftung
Niedersachsen“ mit Sitz in Hannover gemäß § 80 BGB als
rechtsfähig anerkannt.
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Zweck der Stiftung ist die Förderung des Wohlfahrtswesens,
der Hilfe für blinde, taubblinde, mehrfachbehinderte blinde,
sehbehinderte und von Blindheit bedrohte Menschen, von
Wissenschaft und Forschung, der Altenhilfe sowie die Unter-
stützung hilfsbedürftiger Personen i. S. von § 53 AO.

Zweck der Stiftung ist die Förderung der Hilfe für blinde,
taubblinde, mehrfachbehinderte blinde, sehbehinderte und
von Blindheit bedrohte Menschen insbesondere in Bezug auf
die soziale Eingliederung, berufliche Eingliederung, Teilhabe
und Teilnahme an sportlichen Veranstaltungen und Teilhabe
und Teilnahme an kulturellen Veranstaltungen.

Die Anschrift der Stiftung lautet:
Blinden- und Sehbehindertenstiftung Niedersachsen
c/o Blinden- und Sehbehindertenverband Niedersachsen e. V.
Kühnsstraße 18
30559 Hannover.

— Nds. MBl. Nr. 29/2021 S. 1220

Anerkennung der „Pickerd Lebenshilfe Stiftung“

Bek. d. ArL Leine-Weser v. 5. 7. 2021
— 11741-P34 —

Mit Schreiben vom 5. 7. 2021 hat das ArL Leine-Weser als
zuständige Stiftungsbehörde gemäß § 3 NStiftG aufgrund des
Stiftungsgeschäfts vom 22. 3. 2021 und der diesem beigefüg-
ten Stiftungssatzung die „Pickerd Lebenshilfe Stiftung“ mit
Sitz in Hannover gemäß § 80 BGB als rechtsfähig anerkannt.

Zweck der Stiftung ist die Förderung der Hilfe für behinderte
Menschen, der Bildung und Erziehung von Kindern, der Ju-
gend- und Altenhilfe, des Wohlfahrtswesens sowie die selbst-
lose Unterstützung von Personen, die infolge ihres körperli-
chen, geistigen oder seelischen Zustands auf die Hilfe anderer
angewiesen sind.

Die Anschrift der Stiftung lautet:
Pickerd Lebenshilfe Stiftung
Büttnerstraße 8
30165 Hannover.

— Nds. MBl. Nr. 29/2021 S. 1221

Amt für regionale Landesentwicklung Weser-Ems

Anerkennung der
„Alide und Hermann Borggreve Familienstiftung“

Bek. d. ArL Weser-Ems v. 2. 7. 2021
— 2.02-11741-03 (025) —

Mit Schreiben vom 2. 7. 2021 hat das ArL Weser-Ems als
zuständige Stiftungsbehörde gemäß § 3 NStiftG unter Zugrun-
delegung des Stiftungsgeschäfts mit Satzung vom 24. 5. 2021
die „Alide und Hermann Borggreve Familienstiftung“ mit Sitz
in der Stadt Neuenhaus gemäß § 80 BGB als rechtsfähig aner-
kannt.

Zweck der Stiftung ist
1. zu Lebzeiten der Stifterin, Frau Alide Borggreve, die finan-

zielle Unterstützung der weiteren Begünstigten gemäß § 4
der Satzung der „Alide und Hermann Borggreve Familien-
stiftung“ (Satzung) im Falle der Not sowie die finanzielle
Unterstützung von Begünstigten gemäß § 4 der Satzung
bei einer ihren Begabungen entsprechenden Ausbildung,
soweit ihnen dies nicht aus eigenen Mitteln möglich ist,

2. nach dem Ableben der Stifterin die Unterhaltung der Be-
günstigten gemäß § 4 der Satzung, insbesondere — aber
nicht ausschließlich — die
— Sicherung eines bürgerlichen Lebensstandards der Be-

günstigten auch im Alter,

— Sicherstellung von Mitteln, die eine den Begabungen an-
gemessene Ausbildung der — noch in der Ausbildung
stehenden — Begünstigten ermöglicht.

Die Anschrift der Stiftung lautet: 
Alide und Hermann Borggreve Stiftung
c/o Frau Alide Borggreve
Nordhorner Straße 32
49828 Neuenhaus.

— Nds. MBl. Nr. 29/2021 S. 1221

Anerkennung der „Stiftung Pferdefreunde Sandfeld 8“

Bek. d. ArL Weser-Ems v. 12. 7. 2021
— 2.02-11741-11 (026) —

Mit Schreiben vom 12. 7. 2021 hat das ArL Weser-Ems als
zuständige Stiftungsbehörde gemäß § 3 NStiftG unter Zugrun-
delegung des Stiftungsgeschäfts vom 9. 11. 2019 mit der durch
das ArL Weser-Ems gemäß § 83 Satz 2 BGB gegebenen Sat-
zung vom 9. 7. 2021 die „Stiftung Pferdefreunde Sandfeld 8“
mit Sitz in der Stadt Elsfleth gemäß § 80 BGB als rechtsfähig
anerkannt.

Zweck der Stiftung ist die Förderung des Tierschutzes i. S.
des § 14 AO insbesondere der artgerechten Pferdehaltung in
der Wesermarsch.

Die Anschrift der Stiftung lautet: 
Stiftung Pferdefreunde Sandfeld 8
Sandfeld 8
26931 Elsfleth.

— Nds. MBl. Nr. 29/2021 S. 1221

Landeswahlleiterin

Vorbereitung und Durchführung der Kommunalwahlen
am 12. 9. 2021

Bek. d. Landeswahlleiterin v. 13. 7. 2021
— LWL 11421/9.2.7 —

Die Kommunalwahlen finden am Sonntag, dem 12. 9. 2021,
statt. Im Einvernehmen mit dem MI werden zur Vorbereitung
und Durchführung der Wahlen die nachstehenden Hinweise
gegeben:

I n h a l t s ü b e r s i c h t

1. Geltende Rechtsvorschriften
1.1 Rechtsgrundlagen
1.2 Aktuelle Änderungen im Kommunalwahlrecht 
1.2.1 Änderungen des NKomVG
1.2.2 Änderungen des NKWG 
1.2.3 Änderungen der NKWO 
1.2.4 Änderungen der WahlKostVO

2. Wahlorgane
2.1 Wahlleitung
2.2 Bildung der Wahlausschüsse
2.3 Bildung der Wahlvorstände
2.4 Mitgliedschaft in Wahlorganen
2.5 Öffentlichkeitsgrundsatz
2.6 Kostenerstattung

3. Wahlbezirke und Wahlräume
3.1 Bildung der Wahlbezirke
3.2 Wahlräume

4. Wahlberechtigung
4.1 Wohnsitz
4.2 Wahlausschlussgründe
4.3 Wahlrechtsbestätigung
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5. Wählerverzeichnisse
5.1 Aufstellung
5.2 Einsichtnahme
5.3 Berichtigung
5.4 Benachrichtigung der Wahlberechtigten

6. Wahlscheine und Briefwahlunterlagen
6.1 Antragstellung
6.2 Ausgabe und Inhalt des Wahlscheins
6.3 Sonderwahlbezirke
6.4 Verlust von Wahlscheinen

7. Wahlvorschläge
7.1 Wahlanzeige
7.2 Wahlvorschläge 
7.3 Unterstützungsunterschriften
7.3.1 Allgemeines
7.3.2 Reduzierung der Zahl der Unterstützungsunterschriften für

die Wahlen am 12. 9. 2021
7.4 Parteimitgliedschaft der Bewerberinnen und Bewerber
7.5 Wählbarkeitsbescheinigungen für Bewerberinnen und Be-

werber
7.6 Berufsangaben der Bewerberinnen und Bewerber
7.7 Vorprüfung und Bekanntmachung der Wahlvorschläge

8. Stimmzettel
8.1 Stimmzettelgestaltung
8.2 Wahlvorschlagsnummern
8.3 Angaben auf den Stimmzetteln

9. Wahlurnen

10. Unzulässige Wahlpropaganda und Unterschriftensammlung

11. Stimmabgabe
11.1 Wahrung des Wahlgeheimnisses
11.2 Briefwahl
11.3 Mängel bei der Stimmabgabe

12. Ermittlung und Feststellung der Wahlergebnisse
12.1 Reihenfolge der Ergebnisermittlung
12.2 Stimmenzählung
12.3 Briefwahlergebnis
12.3.1 Einbeziehung des Briefwahlergebnisses in die Wahlbezirke
12.3.2 Gesonderte Feststellung des Briefwahlergebnisses
12.4 Übermittlung

13. Wahlstatistik

14. Wahlvordrucke

15. Besonderheiten bei der Wahl von Samtgemeinderäten, Stadt-
bezirksräten, Ortsräten und Einwohnervertretungen

15.1 Wahlschein
15.2 Wahlbriefumschlag
15.3 Bericht über zugelassene Wahlvorschläge
15.4 Bericht über die Wahlergebnisse

16. Ortschaften mit Ortsvorsteherin oder Ortsvorsteher

17. Hinweise zur Wahlwerbung durch Parteien; Impressums-
pflicht

18. Wahlkosten

19. Erfahrungsberichte

20. Zentrale Wahlaufgaben, Erreichbarkeit

1. Geltende Rechtsvorschriften

1.1 Rechtsgrundlagen
Für die Wahlen gelten

a) das NKWG i. d. F. vom 28. 1. 2014 (Nds. GVBl. S. 35), zu-
letzt geändert durch Artikel 2 des Gesetzes vom 10. 6. 2021
(Nds. GVBl. S. 368), 

b) die NKWO vom 5. 7. 2006 (Nds. GVBl. S. 280, 431), zuletzt
geändert durch Artikel 2 der Verordnung vom 1. 7. 2021
(Nds. GVBl. S. 446), 

c) die wahlrechtlichen Bestimmungen des NKomVG vom 17. 12.
2010 (Nds. GVBl. S. 576), zuletzt geändert durch Artikel 3
des Gesetzes vom 10. 6. 2021 (Nds. GVBl. S. 368),

d) die Verordnung über den Wahltag für die kommunalen
allgemeinen Neuwahlen und allgemeinen Direktwahlen
2021 vom 31. 10. 2020 (Nds. GVBl. S. 378),

e) die WahlKostVO vom 26. 5. 2009 (Nds. GVBl. S. 227), zu-
letzt geändert durch Artikel 3 der Verordnung vom 7. 8. 2017
(Nds. GVBl. S. 255).

1.2 Aktuelle Änderungen im Kommunalwahlrecht 

Die wahlrechtlichen Vorschriften sind seit den letzten allge-
meinen Kommunalwahlen geändert worden. Auf folgende
Änderungen des NKomVG, des NKWG und der NKWO wird
besonders hingewiesen:

1.2.1 Änderungen des NKomVG

Aufhebung der Wahlrechtsausschlüsse für Personen, für die
nicht nur durch einstweilige Anordnung eine Betreuerin oder
ein Betreuer zur Besorgung aller ihrer Angelegenheiten be-
stellt wurde sowie von Personen, die sich aufgrund einer An-
ordnung nach § 63 i. V. m. § 20 StGB in einem psychiatri-
schen Krankenhaus befinden (Artikel 2 des Gesetzes zur Ab-
schaffung der Wahlrechtsausschlüsse für Menschen mit Be-
hinderungen im Niedersächsischen Landeswahlgesetz, im Nie-
dersächsischen Kommunalverfassungsgesetz, im Kammerge-
setz für die Heilberufe und im Kammergesetz für die Heilberufe
in der Pflege vom 27. 3. 2019 [Nds. GVBl. S. 70]).

1.2.2 Änderungen des NKWG

Am 19. 6. 2021 sind im Wesentlichen folgende Änderungen
des NKWG in Kraft getreten:

— Aktualisierung der Regelungen zur Inanspruchnahme ei-
ner Hilfsperson (Assistenz) und Regelung der Grenzen einer
assistierten Wahlteilnahme sowie im Zusammenhang mit
dem Grundsatz der Höchstpersönlichkeit der Wahl eine
Klarstellung der Unzulässigkeit des Wählens durch eine
Vertretungsperson (§§ 30 und 32 NKWG),

— Einführung eines Verbots der Gesichtsverhüllung für die
Mitglieder der Wahlorgane (§§ 10 und 11 NKWG), 

— Beschränkung der Möglichkeit zur Einsichtnahme in das
Wählerverzeichnis auf die Angaben zur eigenen Person
(§ 18 NKWG),

— Anhebung der Altersgrenze zur Ablehnung eines Wahleh-
renamtes auf das 67. Lebensjahr (§ 13 NKWG),

— Einführung des Begriffs „allgemeiner Kommunalwahltag“
als Legaldefinition (§ 6 NKWG),

— Ergänzung der Regelungen zur Ermittlung des Briefwahl-
ergebnisses um die Option, das jeweilige Briefwahlergebnis
in das Wahlergebnis des jeweiligen Wahlbezirks einzube-
ziehen (§ 34 NKWG),

— Absenkung der erforderlichen Zahl der Unterstützungsun-
terschriften für die Wahlen der Abgeordneten und die Di-
rektwahlen am 12. 9. 2021 auf 40 % (§ 52 d NKWG). 

Darüber hinaus werden weitere Änderungen des NKWG am
1. 11. 2021 in Kraft treten, die somit für die Kommunalwah-
len am 12. 9. 2021 noch keine Anwendung finden:

— Ergänzung der einzureichenden Wahlvorschläge um die An-
gaben zum Geschlecht der Kandidierenden (§ 21 NKWG),

— Vorverlegung der Fristen für die Einreichung der Wahlvor-
schläge (§ 21 NKWG) und für die Zulassung der Wahlvor-
schläge (§ 28 NKWG) um jeweils eine Woche,

— Etablierung der anlässlich der COVID-19-Pandemie aufge-
nommenen Übergangsregelungen des § 52 c NKWG als
dauerhafte Sonderregelungen für den Fall des Vorliegens
einer festgestellten epidemischen Lage für einzelne Neu-
wahlen oder einzelne Direktwahlen (§ 52 c NKWG).

1.2.3 Änderungen der NKWO

Durch Artikel 2 der Verordnung zur Änderung der Nieder-
sächsischen Landeswahlordnung, der Niedersächsischen Kom-
munalwahlordnung und der Wahlkostenerstattungsverord-
nung vom 7. 8. 2017 (Nds. GVBl. S. 255) sind die Richtsätze
zur Entschädigung für die Ausübung von Wahlehrenämtern
in § 14 Abs. 1 NKWO auf 25 EUR je Sitzung für die ehrenamt-
lichen Mitglieder der Wahlausschüsse und auf 35 EUR für die
Wahlvorsteherinnen und Wahlvorsteher sowie 25 EUR für die
übrigen Mitglieder eines Wahlvorstands angehoben worden.
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Am 7. 7. 2021 sind im Wesentlichen folgende weitere Än-
derungen der NKWO in Kraft getreten:
— Aktualisierung der Regelungen zur Inanspruchnahme einer

Hilfsperson (Assistenz) und Regelung der Grenzen einer
assistierten Wahlteilnahme sowie im Zusammenhang mit
dem Grundsatz der Höchstpersönlichkeit der Wahl eine
Klarstellung der Unzulässigkeit des Wählens durch eine
Vertretungsperson (§§ 20, 23, 29, 41 und 48 NKWO); hier-
zu ist auch das Muster für die Wahlbenachrichtigung nach
Anlage 1 (zu § 18 Abs. 1 Satz 1 NKWO) entsprechend an-
gepasst worden,

— Ergänzung der Wahlbekanntmachung der Gemeinde oder
Samtgemeinde um Hinweise auf die Höchstpersönlichkeit
der Wahl, auf die Möglichkeit der Hilfeleistung durch eine
Hilfsperson und deren Geheimhaltungspflicht sowie auf
die Strafbarkeit einer unzulässigen Assistenz bei der Wahl
(§ 41 Abs. 2 Nrn. 8 a bis 8 c und 10 NKWO), 

— Reduzierung der Angaben in den Bekanntmachungen der
Wahlvorschläge: statt der Wohnanschriften der Kandidie-
renden werden nur deren Wohnorte veröffentlicht, bei nach-
gewiesener Eintragung einer Auskunftssperre im Meldere-
gister nur der Ort der Erreichbarkeit (§§ 38 und 39 NKWO),

— Reduzierung der Angaben auf den Stimmzetteln: statt der
Wohnanschriften der Kandidierenden werden nur deren
Wohnorte angegeben, bei nachgewiesener Eintragung ei-
ner Auskunftssperre im Melderegister nur der Ort der Er-
reichbarkeit (§§ 39 und 40 NKWO),

— Zusammenfassung der Zurückweisungsgründe und Ein-
führung eines Zurückweisungsrechts des Wahlvorstands
bei mangelnder Mitwirkung zur Identitätsfeststellung einer
wahlberechtigten Person (§ 47 NKWO),

— Normierung des Film- und Fotografierverbots in der Wahl-
kabine sowie die sich aus einem Verstoß ergebenden Kon-
sequenzen (§ 47 NKWO),

— Das Merkblatt zur Briefwahl kann künftig als gesondertes
Merkblatt den Wahlscheinunterlagen beigefügt werden,
sofern es nicht auf der Rückseite des Wahlscheins abge-
druckt ist (§ 24 NKWO),

— Beseitigung einer Divergenz bei den Regelungen zur Be-
schaffung der Stimmzettelumschläge und der Wahlbrief-
umschläge nach § 85 NKWO (§ 39 Abs. 7 NKWO,

— Aktualisierung diverser Mustervordrucke (Anlagen 1, 2, 4
und die Übersichten zu den Anlagen 14 und 15 zur NKWO
sowie Anlagen 16, 17, 20 bis 22, 26 und 26 a zur NKWO). 

Darüber hinaus werden weitere Änderungen von Muster-
vordrucken zur NKWO am 1. 11. 2021 in Kraft treten, die so-
mit für die Kommunalwahlen am 12. 9. 2021 noch keine
Anwendung finden:

Aktualisierung der Mustervordrucke der Anlagen 5, 5 a, 8,
9, 11 und 11 a zur NKWO.
1.2.4 Änderungen der WahlKostVO

Durch Artikel 3 der Verordnung zur Änderung der Nieder-
sächsischen Landeswahlordnung, der Niedersächsischen Kom-
munalwahlordnung und der Wahlkostenerstattungsverord-
nung vom 7. 8. 2017 (Nds. GVBl. S. 255) sind unter anderem
die vom Landkreis zu erstattenden Grundbeträge für die Kos-
ten einer Kreiswahl sowie einer Direktwahl auf Kreisebene
(§ 2 WahlKostVO) und für die gleichzeitig mit einer Bundes-
tagswahl stattfindende Direktwahl bzw. Stichwahl auf Kreis-
ebene (§ 4 WahlKostVO) angehoben worden.

2. Wahlorgane
    (§§ 9 bis 13 NKWG, §§ 7 bis 14 NKWO)

2.1 Wahlleitung
Bewirbt sich die Hauptverwaltungsbeamtin oder der Haupt-

verwaltungsbeamte, die oder der gemäß § 9 Abs. 1 NKWG
gleichzeitig Wahlleitung ist, für die Direktwahl oder für die
Wahl der Vertretung, muss die Vertretung eine neue Wahllei-
tung berufen. Entsprechendes gilt für die Stellvertreterin oder
den Stellvertreter im Amt. Die Berufung wird erforderlich, so-
bald die Hauptverwaltungsbeamtin oder der Hauptverwaltungs-
beamte mündlich oder schriftlich erklärt oder in sonstiger

Weise schlüssig zu erkennen gegeben hat, kandidieren zu
wollen oder von einer Partei oder Wählergruppe in einer Auf-
stellungsversammlung mit ihrem oder seinem Einverständnis
als sich bewerbende Person gewählt worden ist. 

Der Wechsel im Amt der Wahlleitung und der Stellvertrete-
rin oder des Stellvertreters ist öffentlich bekannt zu machen.

Unabhängig von der Wahlteilnahme der bisherigen Wahl-
leitung oder der Stellvertreterin oder des Stellvertreters bleibt
es der Vertretung unbenommen, andere Personen nach § 9
Abs. 3 NKWG als Wahlleitung und als Stellvertreterin oder
Stellvertreter zu berufen. 

2.2 Bildung der Wahlausschüsse

Vorschläge für die Berufung von Wahlausschussmitglie-
dern können auch die im Wahlgebiet vertretenen Parteien
und Wählergruppen machen, die nicht in der jeweiligen Ver-
tretung vertreten sind. Die Bestimmung des § 8 Abs. 3 Satz 2
NKWO (Reihenfolge der Berufung) ist eine Regelvorschrift.
Sie lässt es zu, besondere Verhältnisse eines Wahlgebietes zu
berücksichtigen und ggf. von der Reihenfolge des Regelfalles
abzuweichen. Dazu gehört die Möglichkeit, den Vorschlag ei-
ner Partei oder Wählergruppe außer Betracht zu lassen, wenn
sie an der letzten Wahl nicht teilgenommen oder dabei nur
eine sehr geringe Stimmenzahl erhalten hat. Andererseits kann
der Vorschlag einer „neuen“ Partei oder Wählergruppe be-
rücksichtigt werden, wenn sie sich auf eine beachtliche Reso-
nanz in der Wählerschaft berufen kann.

Für jedes Mitglied des Wahlausschusses ist eine Stellvertre-
terin oder ein Stellvertreter zu berufen. Bei der Bildung des
Wahlausschusses ist festzulegen, welche Stellvertreterin und
welcher Stellvertreter welches Mitglied im Verhinderungsfall
vertritt. 

2.3 Bildung der Wahlvorstände

Die Gemeinde, in Samtgemeinden die Samtgemeinde, for-
dert die im Wahlgebiet vertretenen Parteien und Wählergrup-
pen auf, Wahlberechtigte als Wahlvorstandsmitglieder vorzu-
schlagen (§ 10 Abs. 3 NKWO). Die für die Berufung nach § 11
Abs. 1 NKWG zuständige Gemeinde, in Samtgemeinden die
Samtgemeinde, berücksichtigt die Vorschläge nach pflichtge-
mäßem Ermessen. Eine bestimmte Reihenfolge ist nicht vorge-
sehen. Werden von den Parteien und Wählergruppen nicht
genügend Wahlberechtigte vorgeschlagen, so beruft die Ge-
meinde, in Samtgemeinden die Samtgemeinde, die weiteren
Mitglieder nach ihrem Ermessen. Die Gemeinde, in Samtge-
meinden die Samtgemeinde, ist befugt, zur Sicherstellung der
Wahldurchführung die Behörden des Landes sowie die der
Aufsicht des Landes unterstehenden Körperschaften, Anstal-
ten und Stiftungen des öffentlichen Rechts um die Benennung
von Beschäftigten zu ersuchen, die im Gebiet der ersuchenden
Gemeinde oder Samtgemeinde wohnen (§ 11 Abs. 4 NKWG).
Das Ersuchen ist auf die persönlichen Daten der oder des Be-
schäftigten (Familienname, Vorname, Geburtsdatum und An-
schrift) zu beschränken; weitergehende Informationen, wie
z. B. über die ausgeübte Funktion oder Charaktereigenschaf-
ten, dürfen nicht eingeholt werden. 

Für die Benennung von Beschäftigten der niedersächsischen
Landesbehörden und von Beschäftigten der der Aufsicht des
Landes unterstehenden Personen des öffentlichen Rechts kön-
nen zwecks Bildung von Wahlvorständen Anfragen an das 

Niedersächsische Landesamt für Bezüge und Versorgung
Auestraße 14

30449 Hannover

gerichtet werden. 

Die von der Gemeinde, in Samtgemeinden von der Samtge-
meinde, erhobenen Wahlhelferdaten dürfen aufgrund der Er-
mächtigung in § 11 Abs. 5 Sätze 1 und 2 NKWG in einer
Wahlhelferdatei gespeichert und für künftige andere Wahlen
genutzt werden, wenn die Betroffenen der Speicherung nicht
widersprochen haben. Auf das Widerspruchsrecht ist schrift-
lich hinzuweisen. Zur Wahrung der Rechte der Bürgerinnen
und Bürger wird empfohlen, auf das Widerspruchsrecht in
deutlicher Form hinzuweisen.
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Verarbeitet werden dürfen folgende personenbezogenen Da-
ten: Familienname, Vorname, Geburtsdatum, Anschrift, Tele-
fonnummern, E-Mail-Adresse, Zahl der Berufungen in den
Wahlvorstand und die dabei ausgeübte Funktion (§ 11 Abs. 5
Satz 4 NKWG).

Bei der Besetzung der Wahlvorstände sollten auch Jung-
und Erstwählerinnen und Jung- und Erstwähler — bei den
Kommunalwahlen also auch schon 16- und 17-Jährige — im
Rahmen des Möglichen berücksichtigt werden.

Soweit Direktwahlen im Wahlgebiet durchzuführen sind,
sollen nach § 10 Abs. 7 NKWO die Wahlvorstandsmitglieder
zugleich für den Termin einer möglichen Stichwahl am 26. 9.
2021 (siehe § 45 b Abs. 3 NKWG) berufen werden. Zu beach-
ten ist jedoch, dass in diesem Falle eine ggf. erforderlich wer-
dende Stichwahl zusammen mit der am 26. 9. 2021 statt-
findenden Bundestagswahl erfolgen würde, bei der (in einen
für beide Wahlen einheitlichen Wahlvorstand) nur die zur
Bundestagswahl Wahlberechtigten und damit nur volljährige
Personen in die Wahlvorstände berufen werden können.

Die Mitglieder der Wahlvorstände sind vor den Wahlen so
über ihre Aufgaben zu unterrichten, dass ein ordnungsgemä-
ßer Ablauf der Wahlhandlung sowie der Ermittlung und Fest-
stellung der Wahlergebnisse gesichert ist. Es wird gebeten, bei
den Unterweisungen auch darauf hinzuweisen, dass die man-
cherorts geübte Aufstellung eines „Spendentellers“ nicht er-
wünscht ist. 

Die Beisitzerinnen und Beisitzer der Wahlausschüsse und
die Mitglieder der Wahlvorstände üben ihre Tätigkeit ehren-
amtlich aus. Zur Übernahme dieses Ehrenamtes ist jede wahl-
berechtigte Person verpflichtet. Es gilt zu beachten, dass die
Mitglieder der Wahlausschüsse und Wahlvorstände, ihre Stell-
vertreterinnen und Stellvertreter sowie die Schriftführerinnen
und Schriftführer in Ausübung ihres Amtes ihr Gesicht nicht
verhüllen dürfen (§ 10 Abs. 1 NKWG). Davon ausgenommen
sind Bedeckungen von Mund und Nase (z. B. Behelfsmasken,
FFP2-Masken), die erforderlichenfalls zur Eindämmung der
Verbreitung der COVID-19-Pandemie getragen werden.

2.4 Mitgliedschaft in Wahlorganen

Aufgrund von § 13 Abs. 2 NKWG können Wahlbewerberin-
nen und Wahlbewerber sowie Vertrauenspersonen für Wahl-
vorschläge nicht einem Wahlorgan angehören. In die Wahl-
organe sind nur Wahlberechtigte zu berufen, die bei keiner
der gleichzeitig stattfindenden Wahlen als Wahlbewerberin
oder Wahlbewerber oder Vertrauensperson für Wahlvorschläge
auftreten. Sollte ein Mitglied eines Wahlorgans nach seiner
Berufung als Wahlbewerberin oder Wahlbewerber oder Ver-
trauensperson auftreten, so ist gemäß § 13 NKWO eine Neu-
besetzung vorzunehmen; diese Regelung gilt auch für stell-
vertretende Wahlausschussmitglieder.

2.5 Öffentlichkeitsgrundsatz

Der Öffentlichkeitsgrundsatz (§ 10 Abs. 2 und § 12 Abs. 2
NKWG) gilt für die gesamte Tätigkeit der Wahlausschüsse und
Wahlvorstände. Deshalb muss auch offen beraten und abge-
stimmt werden.

2.6 Kostenerstattung
Die für die Entschädigung für Inhaberinnen oder Inhaber

von Wahlehrenämtern (§ 13 Abs. 4 NKWG, § 14 NKWO) an-
fallenden Wahlkosten werden den Gemeinden von den Land-
kreisen nach § 2 Abs. 2 WahlKostVO in Höhe von 235,00 EUR
oder 117,50 EUR bei verbundenen Wahlen erstattet. Dieser
Betrag ist verbindlich. Wird ein höherer Betrag gezahlt oder
eine sonstige Entschädigung gewährt, so können solche zu-
sätzlichen Aufwendungen bei der Kostenerstattung nicht be-
rücksichtigt werden.

3. Wahlbezirke und Wahlräume 
(§ 8 NKWG, §§ 4 bis 6 NKWO)

3.1 Bildung der Wahlbezirke
Bei der Bildung der Wahlbezirke darf die Zahl der Wahl-

berechtigten nicht so gering sein, dass erkennbar wird, wie
einzelne Wahlberechtigte gewählt haben. Die Wahlbezirke

sollen deshalb so groß sein, dass mit einer Zahl von mehr als
50 Wählerinnen und Wählern gerechnet werden kann. 

Nach § 4 Abs. 1 NKWO soll kein Wahlbezirk mehr als 2 500
Einwohnerinnen und Einwohner umfassen. Sofern vor dem
Hintergrund der COVID-19-Pandemie mit einem deutlich ver-
ringerten Aufkommen an Wählerinnen und Wählern in den
Urnenwahlbezirken gerechnet wird, dürfte es im Einzelfall
nach Abwägung durchaus gerechtfertigt sein, die Wahlbezir-
ke größer zuzuschneiden.

Bei der Abgrenzung der Wahlbezirke und Bestimmung der
Wahlräume soll auf die Bedürfnisse von Menschen mit Behin-
derungen und anderen Menschen mit Mobilitätsbeeinträch-
tigungen Rücksicht genommen werden (§ 6 Abs. 2 Satz 1
NKWO).

3.2 Wahlräume
Soweit möglich, sollte es vermieden werden, Wahlräume in

Gaststätten einzurichten.

4. Wahlberechtigung
(§ 48 NKomVG)

4.1 Wohnsitz
Wahlberechtigt sind Deutsche und Personen, die die Staats-

angehörigkeit eines anderen Mitgliedstaates der EU besitzen,
die am Wahltag mindestens 16 Jahre alt sind und seit mindes-
tens drei Monaten in der Kommune den Wohnsitz haben. Der
Wohnsitz i. S. des NKomVG ist der Ort der Wohnung i. S. des
Melderechts (§ 28 Abs. 1 Satz 2 NKomVG). 

Die Wohnsitzvoraussetzung ist grundsätzlich erfüllt, wenn
eine Wohnung tatsächlich vorhanden ist und bewohnt wird.
Die meldebehördliche Anmeldung hat lediglich die Bedeu-
tung eines Indizes und Beweismittels. Hat jemand seine An-
meldung unterlassen oder ist eine Abmeldung unzutreffend
vorgenommen worden, so muss auf andere Weise nachgewie-
sen werden, dass eine Wohnung im Wahlgebiet seit drei Mo-
naten vorhanden ist. 

Hat eine Person mehrere Wohnungen im Bundesgebiet inne,
ist die Wahlteilnahme grundsätzlich nur am Ort der Haupt-
wohnung i. S. des Melderechts zulässig, der Ort, an dem der
Mittelpunkt ihrer Lebensbeziehungen unterstellt wird. Weist
sie jedoch nach, dass sich der Mittelpunkt ihrer Lebensbezie-
hungen am Ort der Nebenwohnung befindet, so ist dieser Ort
(der Nebenwohnung) ihr Wohnsitz (§ 28 Abs. 1 Sätze 2 bis 4
NKomVG).

Wie sich aus den Worten „im Bundesgebiet“ ergibt, ist eine
Person, die je eine Wohnung in einer niedersächsischen Ge-
meinde und eine außerhalb Deutschlands hat, in der nieder-
sächsischen Gemeinde unabhängig davon wahlberechtigt, ob
sie ihren Lebensmittelpunkt an dem niedersächsischen oder
dem ausländischen Ort hat. Diese Regelung folgt aus der Zu-
ständigkeitsbeschränkung der Gemeinden auf das deutsche
Hoheitsgebiet, da sie das Vorhandensein einer Hauptwoh-
nung nur in Bezug auf dieses Gebiet nach den Vorschriften
des Melderechts feststellen können.

Auch Strafgefangene, die ihren früheren Wohnsitz aufgege-
ben haben, können bei Erfüllung der sonstigen Voraussetzun-
gen das Wahlrecht am Ort der Justizvollzugsanstalt erlangen,
da die Anstalt eine Wohnung im melderechtlichen Sinn dar-
stellt (§ 27 Abs. 4 BMG).

Bei Personen ohne Wohnung gilt nach § 28 Abs. 1 Satz 5
NKomVG der Ort des gewöhnlichen Aufenthalts als wahl-
rechtlicher Wohnsitz. In solchen Fällen wird die Wohnsitz-
voraussetzung erfüllt, wenn die wahlberechtigte Person unter
solchen Umständen lebt, die erkennen lassen, dass sie sich
seit drei Monaten im Wahlgebiet tatsächlich aufhält. Die er-
forderlichen Nachweise sind von der wahlberechtigten Person
zu erbringen. 

4.2 Wahlausschlussgründe
Im Hinblick auf die Entscheidung des BVerfG vom 29. 1. 2019

(Az. 2 BvC 62/14) zur Unvereinbarkeit der Wahlausschluss-
gründe des § 13 Nrn. 2 und 3 Bundeswahlgesetz mit dem
Grundgesetz sind auch in Niedersachsen die früheren Rege-
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lungen zu den Wahlausschlussgründen in § 48 Abs. 2 NKomVG
im Jahr 2019 neu gefasst worden. 

Der Ausschluss vom Wahlrecht von Personen, für die nicht
nur durch einstweilige Anordnung eine Betreuerin oder ein
Betreuer zur Besorgung aller ihrer Angelegenheiten bestellt
wurde sowie von Personen, die sich aufgrund einer Anordnung
nach § 63 i. V. m. § 20 StGB in einem psychiatrischen Kran-
kenhaus befinden, wurden ersatzlos gestrichen. Dieser Perso-
nenkreis ist daher aktiv und passiv wahlberechtigt. 

Vom kommunalen Wahlrecht ausgeschlossen ist nach § 48
Abs. 2 NKomVG nunmehr (nur noch), wer durch Entschei-
dung eines Gerichts nach deutschem Recht kein Wahlrecht
besitzt.

4.3 Wahlrechtsbestätigung

(§ 16 Abs. 3 NKWO)
Verlegt eine wahlberechtigte Person ihren Wohnsitz inner-

halb der letzten drei Monate vor der Wahl, spätestens jedoch am
42. Tag vor der Wahl, d. h. in der Zeit vom 12. 6. bis 1. 8. 2021,
in eine andere Gemeinde des Kreis- oder Regionsgebietes, so
bleibt sie für die auf Kreis- oder Regionsebene stattfindenden
Wahlen wahlberechtigt. Um diese Person in das Wählerver-
zeichnis der Zuzugsgemeinde aufnehmen zu können, hat sich
nach § 16 Abs. 3 NKWO die für die neue Wohnung zuständige
Gemeinde oder Samtgemeinde die Wahlberechtigung für die
Kreiswahl oder Regionswahl sowie für die Wahl der Landrätin
oder des Landrats von der für die bisherige Wohnung zustän-
digen Gemeinde oder Samtgemeinde nach der Anmeldung be-
stätigen zu lassen.

5. Wählerverzeichnisse

(§ 18 NKWG, §§ 15 bis 22 NKWO)

5.1 Aufstellung

Grundlage für die Eintragung der Wahlberechtigten in das
Wählerverzeichnis von Amts wegen sind die ordnungsbe-
hördlichen Anmeldungen bis einschließlich 1. 8. 2021. Den
ordnungsbehördlichen Anmeldungen stehen den Vorschrif-
ten des Melderechts vergleichbare amtliche Mitteilungen der
zuständigen Dienststellen für nicht meldepflichtige Wahlbe-
rechtigte gleich (z. B. Stationierungsstreitkräfte aus Mitglied-
staaten der EU). In das Wählerverzeichnis werden nur Perso-
nen eingetragen, die die materiellen Wahlrechtsvoraussetzun-
gen erfüllen (§ 16 Abs. 1 NKWO). 

Wahlberechtigte, die am 1. 8. 2021 in keinem Wahlbezirk
angemeldet sind, werden auf Antrag in das Wählerverzeichnis
des Wahlbezirks eingetragen, für den sie sich bis zum 16. Tag
vor der Wahl — 27. 8. 2021 — angemeldet haben (§ 18 Abs. 2
NKWG, § 21 Abs. 2 NKWO).

Eine wahlberechtigte Person mit mehreren Wohnungen ist
von der für die Hauptwohnung zuständigen Gemeinde oder
Samtgemeinde in das Wählerverzeichnis einzutragen (§ 16
Abs. 2 Satz 2 NKWO). Welche von mehreren Wohnungen die
Hauptwohnung ist, bestimmt sich nach den Eintragungen im
Melderegister. 

Weist eine wahlberechtigte Person nach, dass sich der Mit-
telpunkt ihrer Lebensbeziehungen am Ort einer Nebenwoh-
nung befindet, so ist sie auf Antrag in das dortige Wähler-
verzeichnis einzutragen (§ 18 Abs. 2 NKWG, § 21 Abs. 3
NKWO). Auf die in diesem Fall erforderliche Unterrichtungs-
pflicht der eintragenden Gemeinde oder Samtgemeinde nach
§ 21 Abs. 3 Satz 2 NKWO wird hingewiesen. 

Wahlberechtigte, die keine Wohnung haben, sind auf An-
trag am Ort ihres gewöhnlichen Aufenthalts in das Wählerver-
zeichnis einzutragen (§ 18 Abs. 2 NKWG, § 21 Abs. 2 Nr. 2
NKWO). 

Wahlberechtigte für die Kreis- oder die Regionswahl und
die Wahl der jeweiligen Hauptverwaltungsbeamtinnen und
-beamten, die in der Zeit vom 12. 6. bis 1. 8. 2021 ihre Woh-
nung innerhalb des Landkreises oder der Region Hannover
wechseln, werden von der für die neue Wohnung zuständigen
Gemeinde oder Samtgemeinde für diese Wahlen in das Wäh-
lerverzeichnis eingetragen, nachdem die für die bisherige

Wohnung zuständige Gemeinde oder Samtgemeinde die
Wahlberechtigung bestätigt hat (§ 16 Abs. 3 Satz 1 NKWO).

Verzieht eine wahlberechtigte Person nach dem 1. 8. 2021
in einen anderen Wahlbezirk desselben Wahlgebietes oder
verlegt sie den Mittelpunkt ihrer Lebensbeziehungen oder ih-
ren gewöhnlichen Aufenthalt hierhin, so bleibt sie gemäß § 16
Abs. 4 NKWO im bisherigen Wählerverzeichnis eingetragen
(ggf. mit einem Vermerk gemäß § 16 Abs. 5 NKWO). Sie soll
bei der Anmeldung auf die Möglichkeit der Wahlscheinbean-
tragung nach § 19 Abs. 1 NKWG hingewiesen werden. 

Für alle Wahlarten nach dem NKWG wird ein gemeinsames
Wählerverzeichnis aufgestellt. Ist eine Person nicht für alle in
dem jeweiligen Wahlgebiet stattfindenden Wahlen wahlberech-
tigt, so ist dies im Wählerverzeichnis (§ 16 Abs. 5 NKWO), in
der Wahlbenachrichtigung (§ 18 Abs. 1 Satz 2 NKWO) und
ggf. auf dem Wahlschein (§ 24 Abs. 6 Satz 2 NKWO) zu ver-
merken. 

Für die Vermerke über die Stimmabgabe und für Bemer-
kungen ist im Wählerverzeichnis jeweils eine Spalte vorzuse-
hen (§ 15 Abs. 1 Satz 3 NKWO). 

5.2 Einsichtnahme

Wahlberechtigte haben das Recht zur Einsichtnahme inner-
halb der Einsichtnahmefrist — vom 23. 8. bis 27. 8. 2021
werktags, während der allgemeinen Öffnungszeiten der Ge-
meindeverwaltung —, um die Richtigkeit und Vollständigkeit
der jeweils zu ihrer eigenen Person im Wählerverzeichnis ein-
getragenen Daten zu prüfen. Die Daten anderer Personen dür-
fen nur eingesehen werden, wenn Tatsachen glaubhaft ge-
macht werden, aus denen sich eine Unrichtigkeit oder Unvoll-
ständigkeit des Wählerverzeichnisses ergeben kann. Die aus
der Einsichtnahme gewonnenen Erkenntnisse dürfen nur für
die Begründung eines Antrags auf Berichtigung des Wähler-
verzeichnisses oder für die Begründung eines Wahleinspruchs
verwendet werden (§ 18 Abs. 1 Satz 6 NKWG).

Daten von wahlberechtigten Personen, für die im Meldere-
gister eine Auskunftssperre nach § 51 Abs. 1 oder § 52 Abs. 1
BMG eingetragen ist, sind vom Recht zur Einsichtnahme ganz
ausgeschlossen.

Die Herausgabe von Abschriften oder Auszügen des Wäh-
lerverzeichnisses an Träger von Wahlvorschlägen ist wahl-
rechtlich nicht vorgesehen. Diese können gemäß § 50 Abs. 1
BMG in den sechs der Wahl vorangehenden Monaten in Form
einer Melderegisterauskunft Listen über die in § 44 Abs. 1
Satz 1 BMG bezeichneten Daten von nach dem Lebensalter
bestimmten Gruppen von Wahlberechtigten (z. B. Listen für
„Jungwählerinnen und Jungwähler") erhalten; die Geburtsda-
ten der einzelnen Personen dürfen dabei nicht mitgeteilt wer-
den (sog. Gruppenauskunft). Die in § 44 Abs. 1 Satz 1 BMG
bezeichneten Daten sind: Vor- und Familienname, eventuell
Doktorgrad und derzeitige Anschriften (sowie die Tatsache,
dass eine Person verstorben ist). Eine Melderegisterauskunft,
die zusätzlich die Staatsangehörigkeit beinhaltet, ist nicht zu-
lässig.

5.3 Berichtigung

Für die Berichtigung der Wählerverzeichnisse gilt als Regel
das Antragsprinzip. Die Antragsfrist stimmt mit der Einsicht-
nahmefrist überein. Die Gemeinde oder Samtgemeinde hat
unverzüglich zu entscheiden, ob sie einem Berichtigungsan-
trag stattgibt. Anderenfalls legt sie ihn unverzüglich der Ge-
meindewahlleitung vor, die die Entscheidung des Gemeinde-
wahlausschusses herbeiführt (§ 18 Abs. 2 Satz 2 NKWG, § 20
Abs. 2 bis 6 NKWO). 

5.4 Benachrichtigung der Wahlberechtigten

Die Benachrichtigung der im Wählerverzeichnis eingetrage-
nen Wahlberechtigten hat spätestens am 21. Tag vor der
Wahl, also am 22. 8. 2021, zu erfolgen (§ 18 NKWO). Aus der
Benachrichtigung muss zweifelsfrei hervorgehen, für welche
Wahlarten sie gilt. Die Wahlbenachrichtigung darf das Ge-
burtsdatum der wahlberechtigten Person nicht enthalten. Um
sicherzustellen, dass Personen gleichen Namens (Vor- und Fa-
milienname) und gleicher Anschrift die für sie nach der Num-
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mer im Wählerverzeichnis zutreffende Wahlbenachrichtigung
erhalten, kann bei Benachrichtigung dieser Personen mit dem
Familiennamen die zusätzliche Kennzeichnung „sen.“ oder
„jun.“ oder die Angabe des Geburtsjahres als Unterschei-
dungsmerkmal verwandt werden.

In der Wahlbenachrichtigung ist der Hinweis aufzuneh-
men, ob der Wahlraum barrierefrei ist, und eine Telefonnum-
mer, unter der Auskünfte zu barrierefreien Wahlräumen zu
erhalten sind, anzugeben. Darüber hinaus enthält die Wahlbe-
nachrichtigung auch Hinweise darüber, dass das Wahlrecht
nur einmal und nur persönlich ausgeübt werden darf und
dass sich die wahlberechtigte Person hierzu soweit erforder-
lich auch der Hilfe einer anderen Person bedienen kann.

Eine Wahlbenachrichtigung ist der wahlberechtigten Per-
son auch dann zu übersenden oder auszuhändigen, wenn sie
nachträglich von Amts wegen oder aufgrund eines Berichti-
gungsantrags in das Wählerverzeichnis eingetragen wird (§ 21
Abs. 1 Satz 2 i. V. m. § 20 Abs. 4 Satz 2 NKWO).

6. Wahlscheine und Briefwahlunterlagen
(§ 19 NKWG, §§ 23 bis 30 NKWO)

6.1 Antragstellung
Ein Wahlschein kann schriftlich oder mündlich beantragt

werden. Der Schriftform wird auch Genüge getan, wenn der
Antrag durch Telegramm, Fernschreiben, Telefax, E-Mail
oder durch sonstige dokumentierbare Übermittlung in elek-
tronischer Form gestellt wird. Eine telefonische Antragstel-
lung ist weiterhin unzulässig; das Gleiche gilt für per SMS-
Kurznachrichten oder mittels Messaging Diensten wie Whats-
App versendete Anträge. Eine wahlberechtigte Person mit Be-
hinderungen kann sich bei der Antragstellung auch durch
eine andere Person unterstützen lassen (§ 23 Abs. 1 NKWO).
Eine Begründung für die Beantragung eines Wahlscheins ist
nicht notwendig (§ 19 Abs. 1 NKWG).

Die beantragende Person muss Familiennamen, Vornamen,
Geburtsdatum und ihre Wohnanschrift (Straße, Hausnummer,
Postleitzahl, Ort) angeben (§ 23 Abs. 2 NKWO). 

Der Nachweis, dass jemand berechtigt ist, für eine andere
Person den Wahlscheinantrag zu stellen, ist stets durch schrift-
liche Vollmacht zu führen (§ 23 Abs. 3 Satz 1 NKWO). 

6.2 Ausgabe und Inhalt des Wahlscheins
Wahlscheine dürfen erst ausgegeben werden, wenn die

Stimmzettel erstellt sind (§ 24 Abs. 1 NKWO). 
Da Wahlscheine im Regelfall nicht mehr manuell, sondern

im automatisierten Verfahren ausgestellt werden, ist es zur Er-
leichterung der Verfahrensabläufe ausreichend, dass das
Dienstsiegel und der Name der oder des mit der Erteilung be-
auftragten Beschäftigten eingedruckt ist. 

Bei verbundenen Wahlen werden nach Maßgabe des § 24
Abs. 6 NKWO dem Wahlschein die Briefwahlunterlagen (Stimm-
zettel, Stimmzettelumschlag, Wahlbriefumschlag und ein ge-
sondertes Merkblatt zur Briefwahl nach dem Muster der Rück-
seite des Wahlscheins nach Anlage 4 zu § 24 Abs. 1 Satz 2
NKWO, sofern das Merkblatt nicht auf der Rückseite des
Wahlscheins abgedruckt ist) beigefügt. Die Ausgabe der Brief-
wahlunterlagen ist im Wählerverzeichnis zu vermerken (§ 28
NKWO).

Der Wahlbriefumschlag ist von der Gemeinde oder Samtge-
meinde freizumachen (§ 24 Abs. 5 Satz 3 NKWO). Dies ent-
fällt, wenn
a) die wahlberechtigte Person bei persönlicher Abholung der

Briefwahlunterlagen die Briefwahl an Ort und Stelle aus-
übt oder

b) die Briefwahlunterlagen ins Ausland übersandt werden.
An eine andere als die wahlberechtigte Person dürfen Wahl-

schein und Briefwahlunterlagen nur ausgehändigt werden, wenn
die Berechtigung zur Empfangnahme durch eine schriftliche
Vollmacht nachgewiesen wird. Von der Vollmacht kann nur
Gebrauch gemacht werden, wenn die bevollmächtigte Person
nicht mehr als vier Wahlberechtigte vertritt; dies hat die be-
vollmächtigte Person vor Empfangnahme der Unterlagen ge-

genüber der ausgebenden Stelle schriftlich zu versichern. Auf
Verlangen hat sich die bevollmächtigte Person auszuweisen
(§ 24 Abs. 8 NKWO). 

Sollen laut Antrag die Briefwahlunterlagen an eine andere
als an die Wohnanschrift der wahlberechtigten Person ge-
sandt werden, so ist besonders sorgfältig zu prüfen, ob ggf. ein
Missbrauch der Briefwahl vorliegt oder angestrebt wird. Wird
der Antrag auf Übersendung von Briefwahlunterlagen an eine
andere Anschrift zudem nicht schriftlich oder mündlich ge-
stellt, sondern in einer der in § 23 Abs. 1 Satz 2 NKWO ge-
nannten Form, so ist an die Wohnanschrift eine Nachricht
über den Versand der Briefwahlunterlagen an eine davon ab-
weichende Anschrift zu versenden (§ 24 Abs. 7 Satz 2 NKWO).

Die zur Versendung an eine andere Anschrift erforderlichen
personenbezogenen Daten einer dritten Person dürfen zu die-
sem Zweck verarbeitet werden (§ 24 Abs. 7 Satz 2 Halbsatz 2
NKWO).

6.3 Sonderwahlbezirke

Im Sonderwahlbezirk können nur Personen wählen, die als
wahlberechtigt in das Wählerverzeichnis des Sonderwahlbe-
zirks eingetragen sind. Wahlberechtigte, die sich in der Ein-
richtung befinden oder dort beschäftigt sind und nicht in das
Wählerverzeichnis des Sonderwahlbezirks eingetragen sind,
können ihr Wahlrecht nur durch Briefwahl oder in ihrem zu-
ständigen Wahlbezirk ausüben. Auf die Unterrichtungspflich-
ten der Gemeinden und Samtgemeinden gemäß § 25 Abs. 1
NKWO wird ausdrücklich hingewiesen.

6.4 Verlust von Wahlscheinen 

Verlorene Wahlscheine werden — wie bislang — nicht er-
setzt. Versichert eine wahlberechtigte Person aber glaubhaft,
dass ihr der beantragte Wahlschein nicht zugegangen ist, so
kann ihr bis zum Tag vor der Wahl (11. 9. 2021), 12.00 Uhr,
ein neuer Wahlschein erteilt werden; die Ungültigkeit des
nicht zugegangenen Wahlscheins ist festzustellen (§ 24 Abs. 9
NKWO). 

7. Wahlvorschläge
(§§ 21 bis 28, 45 d NKWG, §§ 31 bis 38 NKWO)

7.1 Wahlanzeige

Die vom Landeswahlausschuss aufgrund der Wahlanzeigen
spätestens am 2. 7. 2021 zu treffenden Feststellungen über die
Anerkennung als Partei werden unverzüglich öffentlich be-
kannt gemacht.

7.2 Wahlvorschläge 

Das Wahlvorschlagsrecht für die Wahl der Vertretungen
richtet sich nach den §§ 21 ff. NKWG. Nach § 21 Abs. 1 NKWG
können Wahlvorschläge von Parteien i. S. des Artikels 21 GG,
von Gruppen von Wahlberechtigten (Wählergruppen) und von
wahlberechtigten Einzelpersonen eingereicht werden. Die
Möglichkeit, dass mehrere Parteien oder Wählergruppen ei-
nen gemeinsamen Wahlvorschlag unter ihrem Namen einrei-
chen, sieht § 21 NKWG nicht vor. Aus der Formulierung
„Gruppe von Wahlberechtigten“ in § 21 Abs. 1 NKWG folgt al-
lerdings, dass ein gemeinsames Auftreten von Mitgliedern
mehrerer Parteien oder Wählergruppen in Form einer neu für
die Wahl zu bildenden Wählergruppe zulässig ist. Die Bewer-
berinnen und Bewerber müssen in einer gemeinsamen Auf-
stellungsversammlung nach Maßgabe des § 24 Abs. 2 i. V. m.
Abs. 1 Satz 1 oder 2 NKWG von den Wahlberechtigten dieser
neu gegründeten Wählergruppe nominiert werden. Hinsicht-
lich der Namensführung dieser Wählergruppe ist zu beachten,
dass das Kennwort nicht den Namen von Parteien i. S. des
Artikels 21 GG oder deren Kurzbezeichnung enthalten darf
(§ 21 Abs. 6 Satz 2 NKWG). Die neu gegründete Wählergruppe
genießt nicht das Privileg des § 21 Abs. 10 Nr. 1 NKWG und
muss deshalb für den Wahlvorschlag Unterstützungsunter-
schriften nach Maßgabe des § 21 Abs. 9 NKWG beibringen. 

Spezielle Regelungen für Wahlvorschläge für Direktwahlen
enthält § 45 d NKWG. Gemäß § 45 a NKWG gelten im Übrigen
die Vorschriften für die Wahl der Vertretung für die Direkt-
wahl entsprechend. 
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Die in § 36 Abs. 3 NKWO geregelte Vorgehensweise bei
Doppelbewerbungen von Bewerberinnen und Bewerbern be-
zieht sich auf Doppelbewerbungen für die Wahlen zu den
Vertretungen gemäß § 23 Abs. 1 Satz 1 NKWG sowie auf Dop-
pelbewerbungen für Direktwahlen gemäß § 45 d Abs. 5 Satz 1
NKWG.

Vor dem Hintergrund der COVID-19-Pandemie wird auf die
neue Ermächtigung zum Erlass einer Verordnung nach § 53
Abs. 3 NKWG verwiesen. Danach wird das MI ermächtigt, in
dem dort gelisteten Umfang mittels Erlass einer Rechtsverord-
nung mit Zustimmung des Niedersächsischen Landtags Ab-
weichungen von den Regelungen des NKWG und der NKWO
zur Bewerberaufstellung zuzulassen, um notwendige Wahl-
vorbereitungshandlungen der Parteien auch während der
hochdynamischen Pandemielage zu ermöglichen. Das MI hat
von der Ermächtigung Gebrauch gemacht und hat mit Zu-
stimmung des Niedersächsischen Landtags die Verordnung
über die Bestimmung der Bewerberinnen und Bewerber und
die Wahl der Delegierten für die Delegiertenversammlungen
für die allgemeinen Neuwahlen und Direktwahlen am 12. Sep-
tember 2021 unter den Bedingungen der COVID-19-Pandemie
(COVID-19-Bewerberaufstellungsverordnung) vom 22. 2. 2021
(Nds. GVBl. S. 75) erlassen. Die Parteien können nunmehr bei
der Durchführung ihrer Aufstellungsversammlungen in dem
dort genannten Umfang von der Durchführung einer Präsenz-
veranstaltung abweichen, was bei der Prüfung der Zulassung
eines Kreiswahlvorschlags entsprechend zu berücksichtigen
ist. Die Verordnung ist am 27. 2. 2021 in Kraft getreten. Auf
die Außerkrafttretensregelung des § 10 COVID-19-Bewerber-
aufstellungsverordnung sowie die Übergangsvorschrift des § 9
COVID-19-Bewerberaufstellungsverordnung wird besonders
hingewiesen.

7.3 Unterstützungsunterschriften

7.3.1 Allgemeines

Welche Parteien bei der Wahl der Vertretung und der Di-
rektwahl vom Unterschriftenquorum nach § 21 Abs. 10 Satz 1
Nrn. 2 und 3 NKWG befreit sind, ergibt sich aus der Bek. der
Landeswahlleiterin Kommunalwahlen am 12. 9. 2021; Be-
kanntmachung nach § 22 Abs. 2 NKWG vom 9. 11. 2020
(Nds. MBl. S. 1283). In der Wahlbekanntmachung der Wahl-
leitung nach § 16 NKWG sollen alle Parteien, Wählergruppen
und Einzelwahlvorschläge aufgeführt sein, die nach § 21 Abs. 10
Nrn. 1 bis 4 NKWG vom Unterschriftenquorum befreit sind.
Auf § 45 d Abs. 4 NKWG für die Direktwahl wird hingewie-
sen.

Ist die Befreiung vom Unterschriftenquorum in § 21 Abs. 10
Nr. 1 oder Nr. 4 NKWG begründet, so gilt sie stets nur für die
Wahl im jeweiligen Wahlgebiet. Aufgrund dieser Regelung
braucht z. B. eine im Kreistag vertretene Partei keine Unter-
schriften für die Kreiswahl beizubringen, unterliegt aber hin-
sichtlich der Wahlvorschläge für die Gemeindewahl in
denjenigen Gemeinden des Landkreises, in denen sie nicht im
Rat vertreten ist, dem Unterschriftenerfordernis. Umgekehrt
unterliegt z. B. eine Partei, die im Rat vertreten und daher für
die Gemeindewahl von der Beibringung der Unterschriften
befreit ist, dem Unterschriftenerfordernis für die Kreiswahl,
wenn sie nicht auch im Kreistag vertreten ist. Entsprechendes
gilt auch für Wählergruppen, Einzelbewerberinnen und Ein-
zelbewerber. Ein organisatorischer Zusammenschluss von ge-
meindlichen Wählergruppen mit einer Wählergruppe auf
Kreisebene, der gemäß § 29 Abs. 5 NKWG bei gleichzeitigen
Kreis- und Gemeindewahlen die Reihenfolge der Wahlvor-
schläge auf den Stimmzetteln beeinflusst, ist für die Befreiung
vom Unterschriftenerfordernis ohne Bedeutung. Für Direkt-
wahlen gelten die vorstehenden Grundsätze entsprechend.

Eine in der Vertretung des Wahlgebiets vertretene Partei,
Wählergruppe oder eine Einzelbewerberin oder ein Einzelbe-
werber kann bei der Wahlleitung des Wahlgebiets die Feststel-
lung des Wahlausschusses beantragen, dass nach § 21 Abs. 10
Nr. 1 oder 4 NKWG, auch i. V. m. § 45 a NKWG, für ihren
Wahlvorschlag Unterschriften nach § 21 Abs. 9 Satz 2 oder
§ 45 d Abs. 3 Satz 2 NKWG nicht erforderlich sind (§ 31
NKWO).

Bei der Ausgabe der Formblätter für Unterstützungsunter-
schriften (§ 32 Abs. 2 NKWO) ist die Vervielfältigung einer
Originalvorlage (auch durch die Wahlvorschlagsträger) zulässig.

Die Ausgabe der Formblätter an Parteien darf nicht davon
abhängig gemacht werden, dass der Landeswahlausschuss die
Feststellung nach § 22 Abs. 3 NKWG getroffen hat.

Da der Wahlvorschlag einer Partei oder Wählergruppe erst
dann durch Unterschriften unterstützt werden darf, wenn die
Bewerberinnen und Bewerber bereits unter Beachtung aller
Formvorschriften aufgestellt sind, ist dies schon bei der Anfor-
derung von Formblättern für Unterstützungsunterschriften
von der Partei oder Wählergruppe zu bestätigen (§ 32 Abs. 2
Satz 3 Nr. 2 NKWO).

Es ist zu beachten, dass die Wahlberechtigung von Unter-
zeichnerinnen oder Unterzeichnern von Unterstützungsunter-
schriften im Zeitpunkt der Unterzeichnung gegeben sein muss,
und dass die Wahlrechtsbescheinigung bis zum Ablauf der
Einreichungsfrist des Wahlvorschlags bei der Wahlleitung vorlie-
gen muss (§ 21 Abs. 9 Satz 4 und § 27 Abs. 2 Satz 3 NKWG).
Eine einmal geleistete Unterstützungsunterschrift kann nicht
zurückgenommen werden (§ 21 Abs. 9 Satz 5 NKWG).

Die Gemeinde, in Samtgemeinden die Samtgemeinde, be-
scheinigt das Wahlrecht von Unterzeichnerinnen oder Unter-
zeichnern auf dem Formblatt für eine Unterstützungsunter-
schrift oder gesondert nach den Mustern der Anlagen 6, 6 a
und 7 zu § 32 Abs. 2 und 3 NKWO. Die Gemeinde, in Samtge-
meinden die Samtgemeinde, hat in geeigneter Weise sicherzu-
stellen, dass für jede Unterzeichnerin oder jeden Unterzeich-
ner eines Wahlvorschlags die Bescheinigung des Wahlrechts
nur jeweils einmal für einen Wahlvorschlag für jede Wahlart
erteilt wird; es darf nicht festgehalten werden, für welchen
Wahlvorschlag die erteilte Bescheinigung bestimmt ist. Hat
eine Person für eine Wahl mehr als einen Wahlvorschlag un-
terzeichnet, sind diejenigen Unterschriften auf Wahlvorschlä-
gen ungültig, die bei der Gemeinde oder Samtgemeinde nach
der ersten Wahlrechtsbestätigung eingegangen sind. Unter-
schriften von nicht wahlberechtigten Personen sind ungültig.

Soweit für einen Wahlvorschlag für eine Direktwahl Unter-
stützungsunterschriften beizubringen sind, ist für die Errech-
nung der erforderlichen Unterschriften die Anzahl der Vertre-
terinnen und Vertreter in der Vertretung in der derzeitigen
Wahlperiode maßgebend (§ 45 d Abs. 3 Satz 2 NKWG). Ge-
plante Verkleinerungen der Vertretungen in der kommenden
Wahlperiode bleiben in diesem Zusammenhang unberück-
sichtigt. 

7.3.2 Reduzierung der Zahl der Unterstützungsunterschriften
für die Wahlen am 12. 9. 2021

Aufgrund der Auswirkungen der COVID-19-Pandemie sind
die Zahlen der erforderlichen Unterstützungsunterschriften
für die Wahlen der Abgeordneten und die Direktwahlen am
12. 9. 2021 auf 40 % der ursprünglichen Zahlen abgesenkt
worden (§ 52 d NKWG).

Somit sind für die Wahlen der Abgeordneten am 12. 9. 2021
abweichend von § 21 Abs. 9 Satz 2 NKWG pro Wahlvorschlag
nur noch die folgende Zahl an Unterstützungsunterschriften
erforderlich:

Für die Gemeinde- oder Samtgemeindewahl in einer Ge-
meinde oder Samtgemeinde mit einer Einwohnerzahl 

a) bis zu 2 000 mindestens 4,

b) von 2 001 bis 20 000 mindestens 8 und

c) von über 20 000 mindestens 12,

für die Kreiswahl mindestens 12 und

für die Regionswahl mindestens 16.

Für die Direktwahlen am 12. 9. 2021 sind abweichend von
§ 45 d Abs. 3 Satz 2 NKWG Unterstützungsunterschriften er-
forderlich in Höhe von mindestens zweimal so vielen — und
für die Wahlen in Gemeinden und Samtgemeinden mit bis zu
9 000 Einwohnerinnen und Einwohnern von mindestens ein-
mal so vielen — Wahlberechtigten des Wahlgebiets, wie der
jeweiligen Vertretung Abgeordnete angehören.
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Formal korrekt sollte auch durch öffentliche Bekanntma-
chung unter Hinweis auf die erste Bekanntmachung nach § 16
NKWG bzw. § 45 a, § 45 b Abs. 4 NKWG auf die geänderte
Zahl der erforderlichen Unterstützungsunterschriften hinge-
wiesen werden.

7.4 Parteimitgliedschaft der Bewerberinnen und Bewerber

In Wahlvorschlägen von Parteien dürfen nur eigene Partei-
mitglieder oder Parteilose aufgenommen werden. Mitglieder
einer anderen Partei dürfen nicht aufgenommen werden. Die
Bewerberinnen und Bewerber müssen eidesstattlich versichern,
dass sie nicht Mitglied einer anderen Partei sind (§ 32 Abs. 5
Satz 1 Nr. 1 Buchst. b und Nr. 2 NKWO; Anlage 8 Nr. 2 zu
§ 32 Abs. 5 Satz 1 Nr. 1 NKWO und Anlage 9 zu § 32 Abs. 5
Satz 1 Nr. 2 NKWO). Die Vorlage einer Bescheinigung über
die Mitgliedschaft in der den Wahlvorschlag einreichenden
Partei ist nicht erforderlich. 

Diese für Parteien geltende Vorschrift gilt nicht für Wahl-
vorschläge von Wählergruppen. Eine Wählergruppe kann da-
her auch Parteimitglieder in ihren Wahlvorschlag aufnehmen.
Das gilt beispielsweise für den Wahlvorschlag einer Wähler-
gruppe zur Gemeindewahl auch dann, wenn das dort für die
Wählergruppe antretende Parteimitglied für die Kreiswahl im
Wahlvorschlag der Partei aufgeführt wird.

7.5 Wählbarkeitsbescheinigungen für Bewerberinnen und Be-
werber

Auch für Bewerberinnen und Bewerber bestimmt sich der
wahlrechtliche Wohnsitzbegriff nach den in Nummer 4.1 ge-
nannten Voraussetzungen. 

Macht eine Bewerberin oder ein Bewerber mit mehreren
Wohnungen im Bundesgebiet jedoch nachweislich geltend,
dass sich der Mittelpunkt ihrer oder seiner Lebensbeziehun-
gen am Ort der Nebenwohnung befindet, so hat der zuständige
Wahlausschuss im Falle einer Kandidatur am Nebenwohnsitz
anhand der vorgelegten Beweismittel im Rahmen des Zulas-
sungsverfahrens zu entscheiden, ob ausnahmsweise eine Wähl-
barkeit am Ort der Nebenwohnung gegeben ist.

Bewerberinnen und Bewerber, für die nach den melde-
rechtlichen Vorschriften keine Meldepflicht besteht (z. B. Sta-
tionierungsstreitkräfte aus Mitgliedstaaten der EU), haben für
die Wahl der Vertretung mit ihrer Zustimmungserklärung
eine Versicherung an Eides statt u. a. auch darüber abzuge-
ben, seit wann im Wahlgebiet ein Wohnsitz begründet wor-
den ist (§ 32 Abs. 5 Satz 1 Nr. 2 NKWO). Auf die Zustim-
mungserklärung und Versicherung an Eides statt nach dem
Muster der Anlage 9 zu § 32 Abs. 5 Satz 1 Nr. 2 NKWO für
jede sich bewerbende nichtdeutsche Unionsbürgerin und je-
den sich bewerbenden nichtdeutschen Unionsbürger wird be-
sonders hingewiesen.

7.6 Berufsangaben der Bewerberinnen und Bewerber

Beruf oder Stand der Bewerberinnen und Bewerber sind
möglichst einheitlich nach folgenden Grundsätzen anzuge-
ben:

a) Die Berufsbezeichnung richtet sich in der Regel nach der
gegenwärtig ausgeübten Tätigkeit oder der Stellung im Ar-
beits- und Erwerbsleben. Ausnahmsweise kann auch der
erlernte Beruf angegeben werden.

b) Übt eine Bewerberin oder ein Bewerber zwei Berufe aus,
so können im Wahlvorschlag beide Berufe angegeben wer-
den (z. B. Landwirt und Gastwirt); dies sollte jedoch auf
Ausnahmefälle beschränkt werden.

c) Übt die Bewerberin oder der Bewerber keine Erwerbstätig-
keit aus, so kann im Wahlvorschlag ihre oder seine Stel-
lung statt einer Berufsbezeichnung angegeben werden
(z. B. Hausfrau, Student, Zivildienstleistender, Rentner).
Es kann jedoch auch der erlernte oder der zuletzt ausge-
übte Beruf entweder allein oder zusammen mit der momen-
tanen Stellung aufgeführt werden.

d) Ist die Bewerberin oder der Bewerber Abgeordnete oder
Abgeordneter des Europäischen Parlaments, des Deutschen
Bundestages oder eines Landtages, so kann sie oder er als

„Abgeordnete“ oder „Abgeordneter“ mit entsprechendem
Zusatz bezeichnet werden (z. B. MdEP, MdB, MdL).

7.7 Vorprüfung und Bekanntmachung der Wahlvorschläge
Es muss personell sichergestellt sein, dass eingegangene

Wahlvorschläge unverzüglich, d. h. ohne schuldhaftes Zögern,
geprüft werden können. Das gilt auch für die sofortige Auffor-
derung an eine Vertrauensperson des Wahlvorschlags, etwaige
Mängel rechtzeitig zu beseitigen. Liegen Mängel vor, so ist zu
beachten, dass in den in § 27 Abs. 2 NKWG bestimmten Fäl-
len eine Mängelbeseitigung nur bis zum Ablauf der Frist für
die Einreichung der Wahlvorschläge — 26. 7. 2021, 18.00 Uhr
— zulässig ist.

Die für die Bekanntmachung der Wahlvorschläge maßge-
bende Nummernfolge stimmt mit der Reihenfolge der Wahl-
vorschläge auf den Stimmzetteln (§ 38 Abs. 1 NKWO für die
Wahl der Vertretung, § 38 Abs. 2 NKWO für die Direktwahl)
überein. Im Hinblick auf den Zusammenhang der Wahlvor-
schlagsnummern für die Kreiswahl und für die Gemeinde-
wahl in den kreisangehörigen Gemeinden sollten die Kreis-
wahlausschüsse ihre Zulassungsentscheidungen möglichst früh-
zeitig treffen.

In den öffentlichen Bekanntmachungen dürfen die Wohn-
anschriften der zugelassenen Bewerberinnen und Bewerber
nicht (mehr) angegeben werden. Statt der Wohnanschrift wird
nur der Wohnort veröffentlicht; hat eine Bewerberin oder ein
Bewerber der Wahlleitung nachgewiesen, dass für sie oder ihn
im Melderegister eine Auskunftssperre nach § 51 Abs. 1 des
BMG eingetragen ist, so ist für sie oder ihn anstelle des Wohn-
ortes der Ort der Erreichbarkeitsanschrift anzugeben (§ 38
i. V. m. § 39 Abs. 1 Sätze 4 und 5 bzw. § 40 Abs. 1 Sätze 3 und 4
NKWO).

Auf die in § 38 Abs. 3 bis 5 NKWO geregelten Mitteilungs-
pflichten wird besonders hingewiesen.

8. Stimmzettel
(§§ 29, 45 e NKWG, §§ 39, 40 NKWO)

8.1 Stimmzettelgestaltung
Die Stimmzettel für die Wahl der Vertretung sind nach den

Mustern der Anlagen 16 oder 17 zu § 39 Abs. 1 Satz 1 NKWO
und die Stimmzettel für die Direktwahl nach den Mustern der
Anlagen 20 bis 22 zu § 40 Abs. 1 Satz 1 oder 2 NKWO zu ge-
stalten. Größe und Format sind nicht vorgeschrieben. Sie müs-
sen aus ausreichend starkem, undurchsichtigem Papier her-
gestellt werden, um einer Gefährdung des Wahlgeheimnisses
vorzubeugen, da bei der Urnenwahl keine Stimmzettelum-
schläge verwendet werden. Vor dem Andruck der Stimmzettel
ist sicherzustellen, dass diese fehlerfrei gesetzt sind.

Bei verbundenen Wahlen sind die Stimmzettel aus jeweils
andersfarbigem Papier herzustellen. Die Wahlleitungen der je-
weils höheren Ebene werden gebeten, die Papierfarbe für ihr
Wahlgebiet rechtzeitig festzulegen und der unteren Ebene
mitzuteilen (§ 39 Abs. 5 Satz 3 NKWO).

Die Stimmzettel können mit einem abtrennbaren Randstrei-
fen versehen und zu Blöcken zusammengefasst werden. Es ist
zu beachten, dass Ausgabe und Empfang der Stimmzettel von
der Beschaffung bis zur Ausgabe an die Wahlvorsteherin oder
den Wahlvorsteher (§ 42 NKWO) sowie an Personen mit
Wahlschein (§ 24 Abs. 3 NKWO) zu dokumentieren sind (§ 39
Abs. 7 Satz 2 NKWO). Falls die Stimmzettel ohne Randstrei-
fen hergestellt werden, empfiehlt sich, sie in abgepackten Pa-
keten (z. B. zu 50 oder 100 Stück) auszugeben.

Die Kreiswahlleitungen, die Regionswahlleitung und die
Gemeindewahlleitungen der kreisfreien Städte werden gebeten,
der Landeswahlleiterin für jeden Wahlbereich ihres Wahlge-
bietes für die Wahl der Vertretung sowie für die ggf. stattfin-
dende Direktwahl sogleich nach Fertigstellung je drei als Mus-
ter gekennzeichnete Stimmzettel zu übersenden. 

8.2 Wahlvorschlagsnummern
Auf dem Stimmzettel für die Wahl der Vertretung werden

die Wahlvorschläge in der Reihenfolge des § 29 Abs. 3 bis 5
NKWG mit den sich aus § 39 Abs. 2 NKWO ergebenden Wahl-
vorschlagsnummern aufgeführt. Bei den Gemeinde-, Samtge-
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meinde- und Kreis- bzw. Regionswahlen gelten im Landkreis
oder der Region Hannover und in den zum Landkreis oder der
zur Region Hannover gehörenden Gemeinden und Samtge-
meinden für die an der Kreis- oder Regionswahl teilnehmen-
den Parteien, Wählergruppen, Einzelbewerberinnen und Ein-
zelbewerber eine einheitliche Reihenfolge und einheitliche
Wahlvorschlagsnummern für beide Wahlen. Entsprechendes
gilt bei der Wahl der Stadtbezirksräte und Ortsräte (§ 80 Abs. 1
NKWO). Beim Ausfall einer Wahlvorschlagsnummer schließt
sich der jeweils nächste Wahlvorschlag unmittelbar (ohne
Leerraum) an.

Für die Direktwahl richtet sich die Reihenfolge der Wahl-
vorschläge auf dem Stimmzettel nach § 45 e Abs. 1 NKWG. 

8.3 Angaben auf den Stimmzetteln
Die Stimmzettel enthalten die in § 39 Abs. 1 und 2 NKWO

(für die Wahl der Abgeordneten) und die in § 40 Abs. 1 NKWO
(für die Direktwahl) aufgeführten Angaben. Die Wohnanschrif-
ten der zugelassenen Bewerberinnen und Bewerber dürfen
nicht (mehr) angegeben werden. Statt der Wohnanschrift wird
nur der Wohnort aufgeführt; hat eine Bewerberin oder ein Be-
werber der Wahlleitung nachgewiesen, dass für sie oder ihn
im Melderegister eine Auskunftssperre nach § 51 Abs. 1 BMG
eingetragen ist, so ist für sie oder ihn anstelle des Wohnorts
der Ort der Erreichbarkeitsanschrift anzugeben (§ 39 Abs. 1
Sätze 4 und 5 bzw. § 40 Abs. 1 Sätze 3 und 4 NKWO).

9. Wahlurnen
(§ 32 Abs. 1 NKWG, § 44 NKWO)
In größeren Wahlbezirken ist es zweckmäßig, die Stimmzet-

tel verbundener Kommunalwahlen in getrennten Wahlurnen
zu sammeln. Die einzelnen Wahlurnen sind (z. B. durch einen
Musterstimmzettel) mit einem deutlichen Hinweis auf die Art
der Wahl zu versehen.

Bei Verwendung mehrerer Wahlurnen können die in § 44
Abs. 2 Satz 2 NKWO bestimmten Regelmaße unterschritten
werden. Die Urnen können auch aus leichtem Material (z. B.
Wellpappe, Hartpappe) hergestellt sein. Zum Verschluss kön-
nen Siegelmarken oder Klebestreifen verwendet werden, wenn
diese ein unbemerktes Öffnen der Wahlurne während der
Wahlzeit ausschließen (z. B. Klebestreifen mit Aufdruck des
Dienstsiegels der Gemeinde und Namenszug der Wahlvorste-
herin oder des Wahlvorstehers).

Wird das Briefwahlergebnis gemäß § 60 NKWO in das
Wahlergebnis des Wahlbezirks einbezogen (siehe hierzu auch
unter Nummer 12.3.1, darf nur eine Wahlurne für alle Wahl-
vorgänge verwendet werden, da eine Trennung der Stimmzet-
tel für mehrere Wahlen nur unter Gefährdung des Wahlge-
heimnisses möglich wäre, wenn Briefwählerinnen und Brief-
wähler sie ineinander gefaltet haben (vgl. § 60 Abs. 2 Satz 2
NKWO). Reicht eine Wahlurne voraussichtlich nicht aus, so
sind weitere bereitzustellen.

10. Unzulässige Wahlpropaganda und Unterschriftensammlung
(§ 33 Abs. 2 NKWG)

Für den Zugangsbereich der Wahllokale besteht eine befrie-
dete Zone, deren Abgrenzung sich nach den örtlichen Gege-
benheiten richtet. Das im Wahlgebäude geltende Verbot von
Wahlpropaganda bezieht sich auch auf den Bereich unmittel-
bar vor dem Zugang zum Wahlgebäude. Auch das Aufstellen
von Stellschildern der Wahlvorschlagsträger und das Sam-
meln von Unterschriften sind hier nicht zulässig. Ein Ein-
schreiten bei Verletzung dieser Vorschrift obliegt nicht dem
Wahlvorstand, sondern der Gemeinde und ggf. der Polizei, die
im Bedarfsfall vom Wahlvorstand zu informieren sind. Eine
befriedete Zone besteht nicht für die Briefwahl an Ort und
Stelle.

11. Stimmabgabe
(§§ 30 bis 33 NKWG, §§ 42 bis 53 NKWO)

11.1 Wahrung des Wahlgeheimnisses
Der Wahlvorstand hat bei der Stimmabgabe darüber zu wa-

chen, dass das Wahlgeheimnis gewahrt bleibt. Er hat eine
Wählerin oder einen Wähler ggf. bei Verstößen hiergegen zu-

rückzuweisen (§ 47 Abs. 4 und 5 NKWO). Es ist sicherzustel-
len, dass auch für die Stimmabgabe in Sonderwahlbezirken
sowie für die briefliche Stimmabgabe in Krankenhäusern,
Heimen, Anstalten usw. die notwendigen Vorkehrungen für
eine geheime Stimmabgabe getroffen werden.

In den Wahlräumen müssen die Wahlkabinen so aufgestellt
sein, dass andere Personen keine Möglichkeit haben, die Mar-
kierung des Stimmzettels zu beobachten.

In der Wahlkabine soll ein nicht radierfähiger Schreibstift
für die Stimmzettelkennzeichnung bereitliegen (§ 43 Abs. 2
NKWO).

Bei der Unterrichtung der Wahlvorstände durch die Ge-
meinden und Samtgemeinden (§ 10 Abs. 5 NKWO) sollte auf
folgende Punkte besonders hingewiesen werden:

a) Eine wahlberechtigte Person, die des Lesens unkundig ist
oder wegen einer Behinderung an der Abgabe ihrer Stimme
gehindert ist, kann sich bei der Stimmabgabe durch eine
andere Person unterstützen lassen (§ 30 Abs. 3 NKWG).
Zur Hilfeleistung ist eine von der Wählerin oder dem Wäh-
ler gewünschte Hilfsperson befugt. Die wählende Person
hat dem Wahlvorstand vor der Stimmabgabe mitzuteilen,
dass sie sich der Hilfe einer anderen Person bedient. Auf
Wunsch der wählenden Person kann ein Mitglied des
Wahlvorstands als Hilfsperson tätig werden (§ 48 Abs. 1
NKWO).

Ist eine Unterstützung bei der Stimmabgabe erforderlich,
so darf die wählende Person gemeinsam mit der Hilfsper-
son die Wahlkabine aufsuchen. Vor der Hilfeleistung hat
die Wahlvorsteherin oder der Wahlvorsteher die Hilfsper-
son darüber zu belehren, dass die Hilfsperson zur Geheim-
haltung der Kenntnisse verpflichtet ist, die sie bei der Hil-
feleistung von der Wahl der unterstützten Person erlangt
hat (§ 48 Abs. 3 NKWO).

b) Mitglieder des Wahlvorstands sind grundsätzlich nicht be-
fugt, Angaben zur Person einer Wählerin oder eines Wäh-
lers so zu nennen, dass sie von sonstigen im Wahlraum
anwesenden Personen zur Kenntnis genommen werden
können.

c) Soweit Stimmzettel mit einem abtrennbaren Randstreifen
versehen sind, muss der Randstreifen vor der Ausgabe der
Stimmzettel an die Wählerinnen und Wähler entfernt sein.

d) In der Wahlkabine darf nicht fotografiert oder gefilmt wer-
den. Hat eine wählende Person hiergegen für den Wahl-
vorstand erkennbar verstoßen so ist sie zurückzuweisen.

11.2 Briefwahl
Für Wählerinnen und Wähler wichtige Hinweise sind in

der Bekanntmachung der Gemeinde (§ 41 NKWO) und auf
dem gesonderten Merkblatt zur Briefwahl (§ 24 Abs. 3 Nr. 4
NKWO) oder auf der Rückseite des Wahlscheins (Muster der
Anlage 4 zu § 24 Abs. 1 Satz 2 NKWO) aufzunehmen.

Nach Maßgabe des § 53 Abs. 5 NKWO können die Wahlbe-
rechtigten die Briefwahl an Ort und Stelle ausüben, wenn sie
die Briefwahlunterlagen persönlich abholen. Die Gemeinde
oder Samtgemeinde hat Vorkehrungen für die Möglichkeit ei-
ner unbeobachteten Stimmabgabe zu treffen.

11.3 Mängel bei der Stimmabgabe
Die Regelungen über die Gültigkeit der Stimmabgabe sind

in § 30 a NKWG und § 57 NKWO enthalten. Hinweise zur Be-
urteilung von Mängeln bei der Stimmabgabe und ihre Aus-
wirkungen auf die Gültigkeit enthält die Anlage.

12. Ermittlung und Feststellung der Wahlergebnisse
(§§ 34 bis 40, 45 f bis h NKWG, §§ 54 bis 69 NKWO)

12.1 Reihenfolge der Ergebnisermittlung
Die Reihenfolge der Ergebnisermittlung bei verbundenen

Kommunalwahlen ist in § 54 Abs. 2 NKWO verbindlich fest-
gelegt. Gemäß § 63 Abs. 8 NKWO werden die vorläufigen Er-
gebnisse der Gemeinde- und Kreiswahlen einschließlich der
Regionswahlen auf Landesebene von der Landeswahlleiterin
zusammengefasst.
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12.2 Stimmenzählung

Bei der Zählung der Stimmen (§ 56 NKWO) wird grundsätz-
lich aus jedem zweifelsfrei gültigen Stimmzettel vorgelesen,
für welche Bewerberin oder welchen Bewerber oder — bei der
Wahl der Vertretung — für welche Gesamtliste die Stimmen
abgegeben worden sind. Gleichartig gekennzeichnete Stimm-
zettel (z. B. solche mit drei Stimmen für eine Person oder eine
Gesamtliste) können jedoch vorsortiert und gesondert ausge-
zählt werden. 

Über die Gültigkeit der nach § 56 Abs. 1 Satz 3 Nrn. 1 und 2
NKWO zuvor ausgesonderten Stimmzettel und der auf ihnen
enthaltenen Kennzeichnungen wird jeweils ein besonderer
Beschluss gefasst (§ 56 Abs. 3 Satz 1 NKWO). Stimmzettel, die
keine Kennzeichnung enthalten und daher ungültig sind (§ 56
Abs. 1 Satz 3 Nr. 3 NKWO), werden ebenfalls zuvor ausgeson-
dert und zahlenmäßig erfasst (§ 56 Abs. 3 Satz 1 NKWO). Mit-
hilfe von Zähllisten (§ 58 NKWO) wird bei der Wahl der
Vertretung die Zahl der ungültigen Stimmzettel sowie die
Zahl der gültigen Stimmen festgestellt.

12.3 Briefwahlergebnis

Das Briefwahlergebnis wird nach den Vorschriften der
§§ 60 und 61 NKWO ermittelt. Die Gemeinde entscheidet, ob 

— das Briefwahlergebnis in das Wahlergebnis eines von der
Gemeindewahlleitung zu bestimmenden Wahlbezirks des
jeweiligen Wahlbereichs einbezogen wird (§ 34 Abs. 2
Satz 1 Halbsatz 1 NKWG),

— das jeweilige Briefwahlergebnis in das Wahlergebnis des
jeweiligen Wahlbezirks einbezogen wird (§ 34 Abs. 2 Satz 1
Halbsatz 2 NKWG) oder

— das Briefwahlergebnis gesondert durch Briefwahlvorstände
ermittelt wird (§ 34 Abs. 2 Satz 2 NKWG). 

12.3.1 Einbeziehung des Briefwahlergebnisses in die Wahlbe-
zirke

Bei der Einbeziehung des Briefwahlergebnisses in die Wahl-
bezirke ist zur Wahrung des Wahlgeheimnisses in den Wahl-
lokalen darauf zu achten, dass nach Öffnung der Stimmzettel-
umschläge die Stimmzettel uneingesehen in gefaltetem Zu-
stand in die Wahlurne gelegt werden müssen. Bei verbunde-
nen Wahlen kommt die Benutzung von mehreren Wahlurnen
für die einzelnen Wahlarten nicht in Betracht, weil sonst beim
Auseinandersortieren der Stimmzettel nach Wahlarten vor
dem Einlegen in die Wahlurne die einzelnen Wahlentschei-
dungen eingesehen werden könnten. Der hierdurch verbun-
dene erhöhte Arbeits- und Zeitaufwand ist für den organisato-
rischen Ablauf der Stimmenauszählung einzukalkulieren.

Des Weiteren ist darauf zu achten, dass die Schriftführerin-
nen und Schriftführer in den Wahllokalen nicht nur die Wahl-
niederschrift über die Wahlhandlung sowie die Ermittlung
und Feststellung des Wahlergebnisses im Wahlbezirk nach
dem Muster der Anlage 26 oder 26 a zu § 64 Abs. 1 NKWO
ausfertigen, sondern auch die Ergänzung über die Einbezie-
hung des Briefwahlergebnisses nach dem Muster der Anlage 27
zu § 64 Abs. 2 NKWO, die von allen anwesenden Mitgliedern
des Wahlvorstands zu unterzeichnen ist. Die Wahlleitung hat
dafür Sorge zu tragen, dass mit der Feststellung des Wahler-
gebnisses in den (Urnen-)Wahlbezirken, in denen Wahlbriefe
einbezogen werden, erst dann begonnen wird, wenn sicherge-
stellt ist, dass alle einzubeziehenden Wahlbriefe in dem Wahl-
bezirk vorliegen bzw. wenn feststeht, dass bis zum Ablauf der
Wahlzeit bei der Gemeindewahlleitung für den jeweiligen
Wahlbezirk keine einzubeziehenden Wahlbriefe mehr einge-
gangen sind.

Zur Beschleunigung der Zählung der Briefwahlstimmen
durch die Wahlvorstände kann die Gemeindewahlleitung ge-
mäß § 60 Abs. 5 NKWO zulassen, dass der Wahlvorstand schon
vor Ablauf der Wahlzeit die Wahlbriefe öffnet, die Wahlschei-
ne prüft, die Stimmzettel den Stimmzettelumschlägen ent-
nimmt und sie uneingesehen in die Wahlurne legt sowie ggf.
Wahlbriefe durch Beschluss zurückweist, sofern hierdurch
der ordnungsmäße Ablauf der Wahlhandlung in den Wahllo-
kalen nicht behindert oder gestört wird.

12.3.2 Gesonderte Feststellung des Briefwahlergebnisses
Nur wenn mehr als 50 Wahlbriefe vorliegen, darf das Brief-

wahlergebnis gesondert festgestellt werden; bei verbundenen
Wahlen müssen für den Wahlbereich der untersten Wahlebe-
ne mindestens 51 Wahlbriefe vorliegen (§ 59 Abs. 3 NKWO).
Entsprechendes gilt auch für Ortschaften, in denen kein Orts-
rat gewählt sondern eine Ortsvorsteherin oder ein Ortsvorste-
her bestellt wird (siehe auch § 90 Abs. 1 und § 96 Abs. 1
NKomVG). 

Die Zählung der Briefwahlstimmen durch die Briefwahlvor-
stände kann dadurch beschleunigt werden, dass der Brief-
wahlvorstand die vorbereitenden Maßnahmen (Öffnen der
Wahlbriefe, Prüfung der Wahlscheine, Einlegen der Stimm-
zettelumschläge in die Wahlurne, ggf. Zurückweisung von
Wahlbriefen) bereits vor Ablauf der Wahlzeit erledigt. Die
Stimmzettelumschläge können, wenn es gemäß § 61 Abs. 6
NKWO zugelassen wurde, geöffnet werden, bevor sie in die
Wahlurne gelegt werden; beim Öffnen und Einlegen der geöff-
neten Stimmzettelumschläge in die Wahlurne dürfen diese
nicht eingesehen und die Stimmzettel nicht entnommen werden.

Die Stimmzettel werden jedoch erst nach 18.00 Uhr den
Stimmzettelumschlägen entnommen und ausgezählt (§ 61
Abs. 3 NKWO).

12.4 Übermittlung
Für die Übermittlung der vorläufigen Wahlergebnisse am

Abend des Wahltages (Schnellmeldungen) und der endgülti-
gen Wahlergebnisse wird noch Näheres bestimmt werden.

13. Wahlstatistik
(§ 51 NKWG)

Wahlstatistische Sonderauszählungen nach § 51 Abs. 2
NKWG sind nicht vorgesehen. Soweit Wahlleitungen nach § 51
Abs. 8 Satz 1 NKWG wahlstatistische Auszählungen anordnen,
werden sie um Bericht an die Landeswahlleiterin und an das
LSN gebeten.

14. Wahlvordrucke
(§ 85 NKWO)

Entsprechend der Praxis bei früheren Wahlen wird empfoh-
len, außer verschiedenfarbigen Stimmzetteln für die einzel-
nen Wahlarten (§ 39 Abs. 5 Satz 3 NKWO) auch die weiteren
Vordrucke (z. B. Zähllisten und Vordrucke für die Schnell-
meldungen) in den jeweiligen Farben zu verwenden. Die
Kreiswahlleitungen sowie die Regionswahlleitung werden ge-
beten, das Weitere für die Gemeinden zu regeln.

15. Besonderheiten bei der Wahl von Samtgemeinderäten, Stadtbe-
zirksräten, Ortsräten und Einwohnervertretungen

15.1 Wahlschein
Eine zusätzliche Stadtbezirks- oder Ortsratswahl ist in den

Text des Vordrucks nach dem Muster der Anlage 4 zu § 24
Abs. 1 Satz 2 NKWO in geeigneter Weise einzubeziehen.

15.2 Wahlbriefumschlag
Finden in einer Gemeinde auch Stadtbezirks- oder Ortsrats-

wahlen statt, so ist auf dem Wahlbriefumschlag der Stadtbe-
zirk oder die Ortschaft oder, wenn diese aus mehreren
Wahlbereichen bestehen, deren jeweiliger Wahlbereich anzu-
geben. Wird ein Wahlbereich von der Wahlbereichsgrenze ei-
ner anderen Wahlart durchschnitten, so sind beide Wahlbe-
reiche anzugeben.

15.3 Bericht über zugelassene Wahlvorschläge
Über die Zulassung der Wahlvorschläge für die Wahl von

Stadtbezirksräten, Ortsräten und Einwohnervertretungen wird
der Landeswahlleiterin nicht berichtet. Die Kreiswahlleitung
und Regionswahlleitung bestimmen, ob die Gemeindewahl-
leitungen der kreis- und regionsangehörigen Gemeinden ihr
die Zulassungsentscheidungen für diese Wahlen mitzuteilen
haben.

15.4 Bericht über die Wahlergebnisse
Die vorläufigen Ergebnisse der Samtgemeindewahlen, der

Stadtbezirks- und Ortsratswahlen und der Wahlen zu den
Einwohnervertretungen sind nicht in die Schnellmeldungen
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(§ 63 NKWO) an die Landeswahlleiterin einzubeziehen. Die
Kreiswahlleitung und die Regionswahlleitung bestimmt, ob ihr
die genannten Ergebnisse als Schnellmeldung mitzuteilen sind.

Die endgültigen Ergebnisse der Samtgemeindewahlen sind
der Landeswahlleiterin zusammen mit den gemäß § 66 Abs. 8
NKWO zu übersendenden Wahlergebnissen in Form der
Hauptzusammenstellung nach dem Muster der Anlage 33 zu
§ 66 Abs. 8 Satz 1 NKWO mitzuteilen.

Die endgültigen Ergebnisse der Wahlen zu den Stadtbe-
zirksräten und Ortsräten (Stimmenanteile der Wahlvorschläge
und Sitzverteilung) sind der Landeswahlleiterin von den
Kreiswahlleitungen, der Regionswahlleitung und den Ge-
meindewahlleitungen der kreisfreien Städte in zusammenge-
fasster Form mitzuteilen.

16. Ortschaften mit Ortsvorsteherin oder Ortsvorsteher
In Ortschaften, in denen kein Ortsrat gewählt, sondern eine

Ortsvorsteherin oder ein Ortsvorsteher bestellt wird, müssen
im Hinblick auf § 96 Abs. 1 Satz 1 NKomVG Vorkehrungen
dafür getroffen werden, dass das Ergebnis der Gemeindewahl
einschließlich Briefwahl auf der Ebene der Ortschaft feststell-
bar ist. Auf die entsprechenden Regelungen in § 4 Abs. 2 Satz 1
Halbsatz 2, § 24 Abs. 6 Satz 5, § 27 Abs. 2 Satz 2 Halbsatz 1
und § 59 Abs. 2 Nr. 2 NKWO sowie die Ausnahmeregelungen
hierzu (siehe § 27 Abs. 2 Satz 2 Halbsatz 2 und § 59 Abs. 2
Nr. 2 NKWO) wird hingewiesen. 

17. Hinweise zur Wahlwerbung durch Parteien; Impressumspflicht 
17.1 Nach den Erfahrungen früherer Wahlen gewähren die
Gemeinden und andere amtliche Stellen den Wahlbeteiligten
oft von Amts wegen oder auf Antrag Werbemöglichkeiten,
z. B. durch Überlassen von Plakatflächen an gemeindeeigenen
Plakattafeln, durch Erlaubnis zum Aufstellen von Wahlplaka-
ten in öffentlichen Straßen und Plätzen und durch Überlassen
von gemeindeeigenen Räumen für Wahlversammlungen. Hier-
bei ist der Grundsatz der Chancengleichheit zu beachten (vgl.
§ 5 Abs. 1 bis 3 des Parteiengesetzes).

Für die Lautsprecher- und Plakatwerbung aus Anlass von
Wahlen gilt der RdErl. des MW vom 20. 8. 2020 (Nds. MBl.
S. 1066), geändert durch RdErl. vom 22. 6. 2021 (Nds. MBl.
S. 1144, 1174).
17.2 Die Vertreterinnen und Vertreter von Parteien, Wähler-
gruppen und Einzelwahlvorschlägen sollten darauf hingewie-
sen werden, dass die Vorschriften über das Impressum nach
§ 8 NPresseG auch für Druckerzeugnisse, die anlässlich von
Wahlen veröffentlicht werden, gilt; eine Ausnahme kommt
nicht in Betracht. Die bloße Angabe einer E-Mail-Adresse ist
nicht ausreichend. Verstöße können als Ordnungswidrigkei-
ten geahndet werden. 

18. Wahlkosten
(§ 50 NKWG, § 82 NKWO)

Gemäß § 82 NKWO wird die Kostenerstattung nach der
Wahl abgewickelt. Die Landkreise und die Region Hannover
können den Gemeinden und Samtgemeinden jedoch schon
vor der Wahl Abschläge zahlen.

19. Erfahrungsberichte
Alle in den Wahlablauf eingeschalteten Stellen werden ge-

beten, der Landeswahlleiterin besondere Erfahrungen und
Anregungen schriftlich mitzuteilen.

20. Zentrale Wahlaufgaben, Erreichbarkeit
Gemäß § 14 Abs. 1 NKWG nimmt die Landeswahlleiterin

bei den Kommunalwahlen zentrale Wahlaufgaben wahr. Zu
ihrer Dienststelle bestehen folgende Verbindungen:

Postanschrift:
Niedersächsische Landeswahlleiterin
Lavesallee 6, 30169 Hannover

Telefon: 
0511 120-4788

120-4790
120-4792

Telefax:
0511 120-4789

E-Mail:
landeswahlleitung@mi.niedersachsen.de

An die
Landkreise, Region Hannover, Gemeinden und Samtgemeinden
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Anlage

Hinweise zur Beurteilung von Mängeln
bei der Stimmabgabe anlässlich 

der Kommunalwahlen am 12. 9. 2021

1. Die Wählerinnen und Wähler geben ihre Stimmen durch
Ankreuzen oder sonstige zweifelsfreie Kennzeichnung
der Listen oder der Bewerberinnen oder der Bewerber
ab (§ 30 Abs. 1 NKWG). Durch die Abgabe von weniger
als drei Stimmen wird die Gültigkeit der Stimmabgabe
nicht berührt. Bei der Briefwahl haben die Wählerin-
nen und Wähler die in § 31 NKWG und § 53 NKWO
bestimmten Verfahrensvorschriften zu beachten. Über
die Gültigkeit der Stimmen entscheidet der Wahlvor-
stand (§ 34 Abs. 3 Satz 1 NKWG). Der Wahlausschuss hat
das Recht der Nachprüfung (§ 34 Abs. 3 Satz 2 NKWG).

2. Bei Mängeln der Stimmabgabe (einschließlich der Brief-
wahl) ist Folgendes zu beachten:

2.1 Nach § 30 a Abs. 2 Satz 1 NKWG ist die Stimmabgabe
ungültig, wenn sie einen eindeutigen Wählerwillen
nicht erkennen lässt oder mit einem sonstigen wesent-
lichen Mangel behaftet ist.

2.2 Nach § 57 Abs. 1 NKWO ist der Stimmzettel ungültig,
2.2.1 wenn er als nicht amtlich erkennbar ist oder für einen

anderen Wahlbereich gilt,
2.2.2 wenn er für die Wahl der Vertretung mehr als drei

Stimmabgabevermerke enthält,
Ausnahme: Der Stimmzettel enthält bis zu drei Stimm-
abgabevermerke für eine Bewerberin oder einen Be-
werber oder mehrere Bewerberinnen oder Bewerber
derselben Liste und außerdem weitere Stimmabgabe-
vermerke für diese Liste, dann gilt folgende Regelung:
Es sind die für die Liste abgegebenen Stimmenvermer-
ke ungültig, durch die die Gesamtzahl von drei Stimm-
abgabevermerken überschritten wird (§ 30 a Abs. 1
Satz 3 NKWG),

2.2.3 wenn er für die Direktwahl mehr als eine Kennzeich-
nung enthält,

2.2.4 wenn er, weil der Wille der Wählerin oder des Wählers
aus der Art der Kennzeichnung nicht zweifelsfrei erkenn-
bar ist, nicht wenigstens eine gültige Stimme enthält,

2.2.5 wenn er außer der Stimmabgabe einen Zusatz oder
Vorbehalt enthält,

2.2.6 wenn er keinen Stimmabgabevermerk enthält.
2.3 Auf einem an sich gültigen Stimmzettel ist ein einzel-

ner Stimmabgabevermerk ungültig, wenn nach der
Art der Kennzeichnung einer Liste oder einer Bewerbe-
rin oder eines Bewerbers der Wille der Wählerin oder
des Wählers nicht zweifelsfrei erkennbar ist (§ 57 Abs. 2
Satz 1 NKWO). Die Gültigkeit der übrigen Stimmen
bleibt unberührt.

2.4 Eine briefliche Stimmabgabe ist gemäß § 30 a Abs. 2
Satz 2 NKWG außerdem ungültig, wenn wesentliche Ver-
fahrensvorschriften für die Briefwahl nicht eingehalten
worden sind. Einzelregelungen hierzu enthält § 57
Abs. 3 NKWO (vgl. auch Nummer 3 dieser Hinweise).

2.5 Es kommt vor, dass eine Wählerin oder ein Wähler sich
für einen verschriebenen Stimmzettel nicht einen neuen
geben lässt (§ 47 Abs. 6 NKWO), sondern ein ursprüng-
lich angebrachtes Kennzeichen streicht und eine neue
Kennzeichnung einträgt. Ob eine solche Stimmabgabe
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gültig oder ungültig ist, richtet sich nach der Lage des
Einzelfalles. Sie kann nur dann als gültig angesehen
werden, wenn die ursprüngliche Kennzeichnung klar
und deutlich zurückgenommen worden ist, sodass kein
Zweifel an dem Willen der Wählerin oder des Wählers
besteht (vgl. § 30 a Abs. 2 NKWG und § 57 Abs. 1 Nr. 4
bzw. Abs. 2 NKWO).

3. Für die wichtigsten Briefwahlmängel ergeben sich aus
den in Nummer 2.4 genannten Bestimmungen folgen-
de Auswirkungen für die Gültigkeit der Stimmabgabe:

3.1 Nach § 57 Abs. 3 NKWO ist der Wahlbrief in folgenden
Fällen ungültig:

3.1.1 Der Wahlbrief ist nicht rechtzeitig bei der zuständigen
Gemeindewahlleitung eingegangen;

3.1.2 dem Stimmzettelumschlag ist kein gültiger Wahlschein
beigefügt;

3.1.3 die „Versicherung an Eides statt zur Briefwahl über die
Kennzeichnung des Stimmzettels“ fehlt auf dem Wahl-
schein bzw. sie ist nicht unterzeichnet;

3.1.4 weder der Wahlbriefumschlag noch der Stimmzettel-
umschlag ist verschlossen;

3.1.5 der Wahlbrief enthält mehrere Stimmzettelumschläge,
aber nicht die gleiche Anzahl gültiger Wahlscheine;

3.1.6 der Stimmzettel liegt in einem nichtamtlichen Stimm-
zettelumschlag oder offen, d. h. ohne Stimmzettelum-
schlag, im Wahlbriefumschlag; ungültig auch, wenn
der Stimmzettelumschlag als äußere Hülle verwendet
ist und der darin enthaltene Wahlbriefumschlag den
Stimmzettel enthält;

3.1.7 der Stimmzettelumschlag weicht offensichtlich in einer
das Wahlgeheimnis gefährdenden Weise von den übri-
gen ab; eine Gefährdung ist im Regelfall nicht gegeben,
wenn das Briefwahlergebnis nach § 60 NKWO in das
Wahlergebnis eines Wahlbezirks einbezogen wird und
der Stimmzettel nach Entnahme aus dem Stimmzettel-
umschlag uneingesehen gefaltet in die Wahlurne gelegt
wird;

3.1.8 der Stimmzettelumschlag enthält neben dem Stimm-
zettel einen fühlbaren Gegenstand.

3.2 Die Einsenderinnen und Einsender ungültiger Wahl-
briefe werden nicht als Wählerinnen und Wähler ge-
zählt; ihre Stimmen gelten als nicht abgegeben (§ 57
Abs. 3 Satz 3 NKWO).

3.3 Enthält ein Stimmzettelumschlag mehrere Stimmzettel
derselben Wahl, so gelten folgende Regelungen (§ 57
Abs. 4 NKWO):

3.3.1 Wird das Briefwahlergebnis in das Wahlergebnis eines
Wahlbezirks einbezogen (§ 60 NKWO), so gelten diese
Stimmzettel als ein ungültiger Stimmzettel.

3.3.2 Wird das Briefwahlergebnis gesondert festgestellt (§ 61
NKWO), so gelten diese Stimmzettel als ein gültiger
Stimmzettel, wenn sie gleich lauten oder nur einer von
ihnen gekennzeichnet ist (§ 57 Abs. 4 Nr. 2 NKWO);
sonst gelten sie als ein ungültiger Stimmzettel.

3.4 Ist der Stimmzettelumschlag leer, so gilt er als ungülti-
ger Stimmzettel. Bei verbundenen Wahlen gilt dies für
jede Wahl, für die die Wählerin oder der Wähler wahl-
berechtigt ist (§ 57 Abs. 5 NKWO).

3.5 Ist eine wählende Person bei verbundenen Wahlen für
mehrere Wahlen wahlberechtigt und enthält ihr Stimm-
zettelumschlag nicht für jede dieser Wahlen einen
Stimmzettel, so gilt der Stimmzettelumschlag für die
Wahlen, für die ein Stimmzettel fehlt, als ungültiger
Stimmzettel (§ 57 Abs. 6 NKWO).

3.6 Gültig ist die briefliche Stimmabgabe in folgenden Fällen:
3.6.1 zusätzlich zum amtlichen Wahlbriefumschlag oder an

seiner Stelle ist ein anderer Briefumschlag verwendet
worden;

3.6.2 der Wahlbriefumschlag ist offen, der Stimmzettelum-
schlag jedoch verschlossen;

3.6.3 der Wahlbriefumschlag ist verschlossen, der Stimmzet-
telumschlag offen;

3.6.4 in der „Versicherung an Eides statt zur Briefwahl“ fehlt
die Zeitangabe (§ 53 Abs. 1 Nr. 3 NKWO);

3.6.5 mehrere Wahlscheine und gleich viele Stimmzettelum-
schläge liegen in einem Wahlbriefumschlag;

3.6.6 die Briefwählerin oder der Briefwähler ist nach Absen-
den des Wahlbriefes verstorben, hat ihr oder sein Wahl-
recht verloren (§ 48 Abs. 2 NKomVG) oder ist aus dem
Wahlgebiet verzogen (§ 30 a Abs. 3 NKWG);

3.6.7 der Wahlbriefumschlag und/oder der Stimmzettelum-
schlag weisen Fehler im Papier auf, sind leicht beschä-
digt, eingeknickt, zerknittert usw.

4. Praktische Beispiele für die Kennzeichnung und ihre
Wertung:

4.1 Für die Stimmabgabe ist das Kreuz die Regelkenn-
zeichnung. Aber auch andere zweifelsfreie Kennzeich-
nungen (z. B. ein senkrechter oder ein waagerechter
Strich) sind zulässig. Eine solche Stimmabgabe ist so-
mit gültig.

4.2 Eine Kennzeichnung, die außerhalb der auf dem Stimm-
zettel hierfür vorgesehenen Kreise angebracht ist, aber
eindeutig einer Liste oder einer bestimmten Bewerbe-
rin oder einem bestimmten Bewerber gilt, ist gültig.

4.3 Jede einzelne Stimmabgabe muss deutlich zum Aus-
druck gebracht werden. Dies erfordert für jede Stimme
eine gesonderte Kennzeichnung. Es ist somit nicht
möglich, z. B. durch ein großes Kreuz (über zwei oder
drei Kreise), einer Liste oder einer Bewerberin oder ei-
nem Bewerber zwei oder drei Stimmen zu geben.

4.4 Nummer 4.3 gilt auch, wenn eine Wählerin oder ein
Wähler für die Kennzeichnung des Stimmzettels Zah-
len verwendet. Die Eintragung z. B. der Zahlen „1“ und
„2“ bei zwei verschiedenen Bewerberinnen oder Be-
werbern kann daher bei beiden Bewerberinnen oder
beiden Bewerbern nur als jeweils eine Stimme gewertet
werden.

4.5 Befinden sich die Kennzeichnungen auf einem durch-
gestrichenen oder durchgerissenen Stimmzettel, so ist
die Stimmabgabe ungültig.

4.6 Ist die Kennzeichnung durch Nachziehen oder Ausmalen
der/des Kreise/s erfolgt, so ist die Stimmabgabe gültig.

Niedersächsische Landesmedienanstalt

Satzung zur Durchführung der Vorschriften 
gemäß § 84 Abs. 8 Medienstaatsvertrag 

zur leichten Auffindbarkeit von privaten Angeboten
(Public-Value-Satzung)

Bek. d. NLM v. 14. 7. 2021

Die Versammlung der NLM hat am 14. 7. 2021 die in der
Anlage abgedruckte Satzung beschlossen.

— Nds. MBl. Nr. 29/2021 S. 1232

Anlage

Satzung zur Durchführung der Vorschriften 
gemäß § 84 Abs. 8 Medienstaatsvertrag 

zur leichten Auffindbarkeit von privaten Angeboten*)
(Public-Value-Satzung)

Vom 14. 7. 2021

Aufgrund von § 84 Abs. 8 Medienstaatsvertrag (MStV) vom
14. bis 28. April 2020 (Nds. GVBl. 2020 S. 289) erlässt die
Niedersächsische Landesmedienanstalt übereinstimmend mit
den übrigen Landesmedienanstalten folgende Satzung:
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Präambel
Auffindbarkeit wird für Inhalteangebote — insbesondere

online — immer wichtiger. Aufgrund quantitativ steigender
Angebotsvielfalt wird es beispielsweise für kostenintensive
journalistische Angebote zunehmend schwerer, die auch zur
Refinanzierung notwendige Aufmerksamkeit zu generieren.

Die im Medienstaatsvertrag vorgesehene Mechanik der leich-
ten Auffindbarkeit bestimmter für die öffentliche Meinungs-
bildung besonders relevanter Angebote auf Benutzeroberflä-
chen verfolgt die Ziele, die Vielfalt zu stärken und der steigen-
den Bedeutung der Auffindbarkeit Rechnung zu tragen. Es
entsteht ein direkter individueller Nutzen bei den Rezipieren-
den, der sich auch auf die öffentliche Meinungsbildung insge-
samt auswirkt. Die leichte Auffindbarkeit soll bestehende
Akteure, die für die öffentliche Meinungsbildung relevante In-
halte anbieten, darin bestärken sowie dieses Engagement auch
für weitere Anbieter interessant machen. 

§ 1
Zweck

Die Landesmedienanstalten bestimmen nach Maßgabe des
§ 84 Abs. 5 MStV Anbieter von Angeboten (im Folgenden
„Angebote“) im Sinne von § 84 Abs. 3 Satz 2 und Abs. 4 MStV
(Bestimmungsverfahren). 

§ 2
Antragsberechtigung

Antragsberechtigt sind 
1. gemäß § 84 Abs. 3 Satz 2 MStV Rundfunkangebote priva-

ter Anbieter, die in besonderem Maß einen Beitrag zur
Meinungs- und Angebotsvielfalt im Bundesgebiet leisten, 
oder

2. gemäß § 84 Abs. 4 MStV vergleichbare rundfunkähnliche
Telemedienangebote oder Angebote nach § 2 Abs. 2 Nr. 14
lit. b MStV, die in besonderem Maß einen Beitrag zur Mei-
nungs- und Angebotsvielfalt im Bundesgebiet leisten, oder
softwarebasierte Anwendungen, die ihrer unmittelbaren
Ansteuerung dienen.

§ 3
Zuständigkeit und Ausschreibung

(1) 1Das Bestimmungsverfahren wird von der Kommission
für Zulassung und Aufsicht (ZAK) geführt (§ 105 Abs. 1
Nr. 9 MStV). 2Es wird für die Bereiche Audio- und Be-
wegtbildangebote durch je eine gemeinsame Ausschreibung
aller Landesmedienanstalten, die die Stellungnahme der
Gremienvorsitzendenkonferenz (GVK) berücksichtigt, ein-
geleitet. 3In den Ausschreibungen wird eine das Verfah-
ren führende zuständige Landesmedienanstalt bestimmt.

(2) In den Ausschreibungen werden ergänzende Regelungen
zum Verfahren und zu den wesentlichen Anforderungen
an die Antragstellung festgelegt.

(3) Die Ausschreibungen werden durch alle Landesmedienan-
stalten in geeigneter Weise und auf dem Internetauftritt
unter der Dachmarke „die medienanstalten“ veröffentlicht.

(4) Das Ausschreibungsverfahren soll erstmals im September
2021 starten.

§ 4
Antragstellung

1Anträge sind schriftlich bei der zuständigen Landesmedien-
anstalt innerhalb der in der jeweiligen Ausschreibung gesetz-
ten Ausschlussfrist einzureichen. 2Anträgen müssen eine Prü-
fung des Beitrags zur Meinungs- und Angebotsvielfalt des je-
weiligen Angebots oder der jeweiligen softwarebasierten An-
wendung ermöglichende Unterlagen beigefügt werden und
mindestens folgende Informationen enthalten: 
1. Tatsachen, aus denen folgt, dass es sich bei dem Angebot

um ein privates Rundfunkangebot nach § 84 Abs. 3 MStV
oder nach § 84 Abs. 4 MStV ein privates vergleichbares
rundfunkähnliches Telemedienangebot oder ein Angebot
nach § 2 Abs. 2 Nr. 14 lit. b MStV oder eine softwareba-
sierte Anwendung, die ihrer unmittelbaren Ansteuerung
dient, handelt;

*) Notifiziert gemäß der Richtlinie (EU) 2015/1535 des Europäischen
Parlaments und des Rates vom 9. September 2015 über ein Informa-
tionsverfahren auf dem Gebiet der technischen Vorschriften und
der Vorschriften für die Dienste der Informationsgesellschaft (ABl.
L 241 vom 17. September 2015, S. 1).

2. inhaltliche Beschreibung des Angebots und Darlegung,
aus welchen Umständen sich der besondere Beitrag zur
Angebots- und Meinungsvielfalt im Bundesgebiet ergibt;

3. Angaben zu den bei der Bestimmung zu beachtenden Kri-
terien nach § 84 Abs. 5 MStV und § 7.

§ 5
Verfahrensgang

(1) 1Die zuständige Landesmedienanstalt prüft die eingegan-
genen Anträge. 2Sie prüft hierbei, ob die Voraussetzungen
für die Bestimmung des jeweiligen Angebots oder der je-
weiligen softwarebasierten Anwendung nach §§ 2, 7 und 8
gegeben sind.

(2) Die ZAK stellt für jedes Angebot oder für die jeweilige
softwarebasierte Anwendung durch Beschluss fest, ob die
Voraussetzungen gegeben sind.

(3) 1Die förmliche Bestimmung erfolgt durch die zuständige
Landesmedienanstalt. 2Sie ist hierbei an die Entscheidun-
gen der ZAK gebunden. 

§ 6
Abschluss des Verfahrens

(1) Die Entscheidung über den jeweiligen Antrag ergeht gegen-
über den Antragstellenden durch Verwaltungsakt.

(2) Die getroffenen Feststellungen gelten jeweils für die Dauer
von drei Jahren ab dem im Verwaltungsakt bekannt gege-
benen Datum. 

(3) Änderungen des Angebots, die vor oder nach der Ent-
scheidung über den Antrag eintreten, und die für die Be-
stimmung nach den §§ 7 und 8 wesentlich sind, haben
die Antragstellenden unverzüglich der zuständigen Lan-
desmedienanstalt mitzuteilen. 

(4) Die Entscheidung nach § 6 Abs. 1 kann durch die zustän-
dige Landesmedienanstalt widerrufen werden, wenn nach-
träglich wesentliche Veränderungen des Angebots eintre-
ten, nach denen das Angebot den §§ 7 und 8 nicht mehr
genügt.

§ 7
Kriterien für die Bestimmung

1Bei der Bestimmung der Angebote nach § 84 Abs. 3 Satz 2
und Abs. 4 MStV sind nur die in § 84 Abs. 5 MStV genannten
Kriterien einzubeziehen. 2Dabei gelten vorbehaltlich anders-
lautender Definitionen im Medienstaatsvertrag als
1. nachrichtliche Berichterstattung über politisches oder zeit-

geschichtliches Geschehen das Angebot journalistisch-re-
daktionell gestalteter Inhalte, die bezogen auf das gesamte
Angebot einen möglichst vollständigen Querschnitt der für
die öffentliche Meinungsbildung relevanten Teilbereiche
des politischen und zeitgeschichtlichen Gesellschaftsge-
schehens abbilden und deren Schwerpunkt in der Bericht-
erstattung über tatsächliche Ereignisse liegt;

2. regionale und lokale Informationen solche im Sinne des
§ 2 Abs. 2 Nr. 25 MStV, die einen eindeutigen Bezug zu in
kulturellem Zusammenhang stehenden und räumlich ab-
gegrenzten Gebieten aufweisen, die auch länderübergrei-
fend sein können; 

3. Eigenproduktionen Angebote, deren Herstellung und Be-
arbeitung ganz oder überwiegend vom für den Inhalt ver-
antwortlichen Anbieter mit eigenen Produktionsmitteln
durchgeführt und finanziert oder mit entsprechender jour-
nalistisch-redaktioneller Einflussmöglichkeit produziert wer-
den. Als Eigenproduktion gelten auch solche Produktio-
nen, die nach Beauftragung eines Produktionsunterneh-
mens durch einen Anbieter für diesen produziert werden;

4. barrierefreie Angebote solche, die für Menschen mit Be-
hinderungen in der für diese allgemein üblichen Weise,
nach dem jeweiligen Stand der Technik und unter Nut-
zung notwendiger Hilfsmittel ohne besondere Erschwernis
und grundsätzlich ohne fremde Hilfe zugänglich und nutz-
bar sind;

5. ausgebildete Mitarbeiter solche, die eine ihrer journalisti-
schen oder medientechnischen Aufgabe bei der Programm-
erstellung entsprechende Berufsausbildung oder ein ent-
sprechendes Studium absolviert haben oder nicht weniger
als fünf Jahre Berufserfahrung nachweisen können. Unter-
geordnete Hilfsarbeiten sind nicht einzubeziehen;
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6. europäische Werke solche im Sinne des § 2 Nr. 3 der ge-
meinsamen Satzung der Landesmedienanstalten zu euro-
päischen Produktionen gemäß § 77 MStV

7. Angebote für junge Zielgruppen solche, die eindeutig an
Kinder oder junge Erwachsene bis zum Alter von 29 Jah-
ren gerichtet sind. Dabei werden berücksichtigt:
a) Rundfunkangebote, die gemäß § 9 Abs. 1 MStV nicht

durch Rundfunkwerbung oder Teleshopping unterbro-
chen werden dürfen, oder Telemedienangebote, die bei
dem Angebot eines in der Ausrichtung dem einzustu-
fenden Inhalt gleichenden Inhalts als Rundfunk gemäß
§ 9 Abs. 1 MStV nicht durch Rundfunkwerbung oder
Teleshopping unterbrochen werden dürften (Angebote
für Kinder); 

b) Angebote, die sich nach einer einzelfallbezogenen Ge-
samtbetrachtung von Inhalt, Form und Sendezeit ein-
deutig an eine Zielgruppe von 14 bis 29 Jahren richten
(Angebote für Jugendliche und junge Erwachsene), so-
fern sie im Schwerpunkt Informationen im Sinne des
§ 2 Abs. 2 Nr. 25 MStV zum Gegenstand haben.

§ 8
Grundsätze der Bestimmung

Die Bestimmung erfolgt in einer Gesamtschau, die sich an
den folgenden Grundsätzen orientiert:
1. Angebote, die grundsätzlich den anerkannten journalisti-

schen Grundsätzen und sonstigen Vorgaben des Medien-
staatsvertrags nicht entsprechen, sind nicht geeignet, in
einem besonderen Maß zur Meinungs- und Angebotsviel-
falt beizutragen;

2. sofern zu den in § 7 genannten Kriterien entsprechende ge-
setzliche Vorgaben einschlägig sind, sollen in die Feststel-
lung nur über die Erfüllung dieser gesetzlichen Vorgaben
hinausgehende Maßnahmen berücksichtigt werden;

3. bei der Feststellung eines besonderen Beitrags zur Mei-
nungs- und Angebotsvielfalt sollen bevorzugt der zeitliche
Anteil an nachrichtlicher Berichterstattung über politisches
oder zeitgeschichtliches Geschehen und der zeitliche An-
teil an regionalen und lokalen Informationen sowie der
Anteil an Angeboten für junge Zielgruppen berücksichtigt
werden;

4. bei Rundfunkangeboten im Sinne des § 84 Abs. 3 Satz 1
MStV sind bezüglich der Kriterien gemäß § 7 Nrn. 1, 2, 4
und 7 die Regelmäßigkeit der Ausstrahlung, der zeitliche
Umfang und der Zeitpunkt der Programmierung der ent-
sprechenden Sendungen zu berücksichtigen;

5. bei Telemedienangeboten im Sinne des § 84 Abs. 4 MStV
sind bezüglich der Kriterien gemäß § 7 Nrn. 1, 2, 4 und 7
die regelmäßige Aktualisierung, der zeitliche oder sonstige
Umfang sowie die Platzierung und Zugänglichkeit inner-
halb des Telemedienangebotes zu berücksichtigen;

6. im Rahmen der Feststellung eines sich auf das besondere
Maß des Beitrags zur Meinungs- und Angebotsvielfalt po-
sitiv auswirkenden höheren Anteils an ausgebildeten Mit-
arbeitern im Sinne des § 7 Nr. 5 sollen nur Verhältnisse der
ausgebildeten Mitarbeiter zu den auszubildenden Mitar-
beitern von wenigstens drei zu eins berücksichtigt werden.

§ 9
Umsetzung

(1) Nach Abschluss des Bestimmungsverfahrens veröffentli-
chen die Landesmedienanstalten je eine Liste für Bewegt-
bild- und Audioangebote auf dem Internetauftritt unter
der Dachmarke „die medienanstalten“ zur Umsetzung durch
die Anbieter von Benutzeroberflächen.

(2) Die Sortierung oder Anordnung von Angeboten oder In-
halten muss auf einfache Weise und dauerhaft durch den
Nutzer individualisiert werden können.

(3) 1Die durch die ZAK als Organ der zuständigen Landesme-
dienanstalt festgelegte Reihenfolge der Listen ergibt sich
aus der gem. §§ 7 und 8 vorgenommenen Gesamtschau.
2Sofern und soweit der Anbieter einer Benutzeroberflä-
che bei der Sortierung und Anordnung der Angebote eine
Reihenfolge abbildet, dienen die Listen der Umsetzung
durch die Anbieter von Benutzeroberflächen.

(4) Die zuständige Landesmedienanstalt hat die Aufgabe, auf
eine Einigung mit den Anbietern der gesetzlich bestimm-
ten beitragsfinanzierten Programme und der zugehörigen
Telemedienangebote bezüglich der Reihenfolge der Dar-
stellung hinzuwirken.

§ 10
Inkrafttreten

1Diese Satzung tritt am 1. September 2021 in Kraft. 2Sind
bis zum 31. August 2021 übereinstimmende Satzungen nicht
von allen Landesmedienanstalten erlassen und veröffentlicht
worden, wird diese Satzung gegenstandslos. 3Der Vorsitzende
der Direktorenkonferenz der Landesmedienanstalten (DLM)
veröffentlicht im Internetauftritt unter der Dachmarke „die
medienanstalten“, ob alle Landesmedienanstalten innerhalb
der Frist des Satzes 2 übereinstimmende Satzungen erlassen
und veröffentlicht haben.

Öffentliche Bekanntmachung
nach § 9 Abs. 5 Satz 3 NMedienG

über den Versammlungsbeschluss zum Verzicht
auf die Ausschreibung einer Übertragungskapazität

Bek. d. NLM v. 15. 7. 2021

Gemäß § 9 Abs. 5 Satz 3 NMedienG wird öffentlich bekannt
gemacht:
Die Versammlung der NLM hat in ihrer Sitzung am 14. 7.
2021 mit der dafür notwendigen Zweidrittelmehrheit wider-
ruflich beschlossen, auf eine Ausschreibung der von „Radio
Tonkuhle — Trägerverein nicht kommerzielles Lokalradio in
Hildesheim e. V.“ in der Region Hildesheim genutzten UKW-
Übertragungskapazität (105,3 MHz) zu verzichten.

— Nds. MBl. Nr. 29/2021 S. 1234

Regionales Landesamt für Schule
und Bildung Hannover

Allgemeinverfügung für Ausnahmen
nach § 4 Abs. 1 Satz 3, Abs. 2 Satz 3, Abs. 3 Satz 3,

Abs. 4 Satz 3 KiTaG i. V. m. § 31 Satz 2 SGB X

AV d. RLSB Hannover v. 19. 7. 2021
— 51302/1-12, 51811/1 —

Bezug: AV d. MK v. 28. 8. 2019 (Nds. MBl. S. 1249)

Die Bezugs-AV tritt mit Ablauf des 31. 7. 2021 außer Kraft.

An die
Landkreise und kreisfreien Städte — Träger der örtlichen Jugendhilfe

— Nds. MBl. Nr. 29/2021 S. 1234

Stellenausschreibungen

Beim Flecken Bovenden (ca. 14 000 Einwohnerinnen und Einwoh-
ner), einer attraktiven Gemeinde mit einer sehr guten Infrastruktur in
unmittelbarer Nachbarschaft der Universitätsstadt Göttingen gelegen,
ist zum nächstmöglichen Zeitpunkt die Stelle 

der Ersten Gemeinderätin 
oder des Ersten Gemeinderates (w/m/d)

in Vollzeit zu besetzen.
Die Erste Gemeinderätin oder der Erste Gemeinderat wird vom Rat

gewählt und in das Beamtenverhältnis auf Zeit berufen. Die Wahlzeit
beträgt acht Jahre. Die Besoldung erfolgt nach der BesGr. A 15 zuzüg-
lich der gesetzlichen Aufwandsentschädigung.

Die Erste Gemeinderätin oder der Erste Gemeinderat ist allgemeine
Stellvertreterin oder allgemeiner Stellvertreter des Bürgermeisters. Sie
oder er leitet das Amt für Finanzen, Ordnung und Soziales des Flecken
Bovenden und nimmt an den Sitzungen des Rates, des Verwaltungs-
ausschusses sowie der Fachausschüsse Finanzen, Jugendpflege und
Soziales sowie Feuerwehr teil. 
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Mit dem Amt verbunden ist die nebenamtliche zweite Geschäftsfüh-
rung der Gemeindewerke Bovenden GmbH & Co. KG. Änderungen in
der Aufgaben- und Geschäftsverteilung bleiben ausdrücklich vorbe-
halten.

Maßgeblich beteiligt ist die Erste Gemeinderätin oder der Erste Ge-
meinderat an der Entwicklung und Fortführung zukunftsträchtiger
Projekte für den Flecken Bovenden in der Schnittstelle zwischen Poli-
tik und Verwaltung. Eine aktive Mitgestaltung der Zukunftsprozesse
für eine moderne Gemeindeverwaltung ist ausdrücklich erwünscht.

Gesucht wird eine qualifizierte und zielstrebige Persönlichkeit mit
einem ausgeprägten Verständnis für die Schnittstellen zwischen Poli-
tik, Verwaltung und Gesellschaft, die die Herausforderungen einer
Kommune zwischen Vorgaben, Finanzsituation und Erwartungen zur
Gestaltung einer attraktiven Gemeinde motiviert und verantwortungs-
bewusst sowie kreativ meistert.

Die weiteren aufgeführten Qualifikationen und Fähigkeiten sollen
mitgebracht werden:
— mindestens die beamtenrechtliche Befähigung für die Laufbahn-

gruppe 2, erstes Einstiegsamt, Fachrichtung „Allgemeine Dienste“,
— umfangreiche Fachkenntnisse in den zugewiesenen Aufgabenbe-

reichen, insbesondere im Kämmereiwesen (z. B. Grundsatzangele-
genheiten, Haushaltsplanung in der doppischen Haushaltsfüh-
rung, Beteiligungen und Rechnungslegung),

— umfassende Führungserfahrung in der Kommunalverwaltung,
— ausgeprägte analytische Fähigkeiten und Erfahrungen in der wirt-

schaftlichen Planung des Budgets,
— Kreativität und Initiative zur zielorientierten Lösung vielfältiger

Problemstellungen einer Kommunalverwaltung,
— Durchsetzungsfähigkeit, Flexibilität, Belastbarkeit und Einsatzbe-

reitschaft zum Teil auch in den Abendstunden (Sitzungsdienst),
— Bereitschaft zur vertrauensvollen Zusammenarbeit mit den politi-

schen Gremien des Flecken Bovenden,
— ausgeprägtes Verantwortungsbewusstsein, Entscheidungsfreudig-

keit und Tatkraft,
— Führerscheinklasse B und die Bereitschaft, den privaten Pkw für

dienstliche Zwecke zu nutzen.
Wenn Sie sich in diesem anspruchsvollen und abwechslungsrei-

chen Arbeitsumfeld in einer modernen und innovativen Gemeinde-
verwaltung engagieren möchten, freue ich mich auf Ihre aussagekräf-
tige Bewerbung bis zum 20. 8. 2021 an den Flecken Bovenden, Bürger-
meister Thomas Brandes — persönlich —, Rathausplatz 1, 37120 Bo-
venden. Für einen ersten vertraulichen Kontakt steht Ihnen Herr
Brandes unter der Tel. 0551 8201-139 gern persönlich zur Verfügung.

Onlinebewerberinnen oder Onlinebewerber senden ihre vollstän-
digen Bewerbungsunterlagen als PDF-Datei bitte an folgende E-Mail-
Adresse: flecken@bovenden.de.
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Beim Niedersächsischen Ministerium für Ernährung, Landwirt-
schaft und Verbraucherschutz ist im Referat 106 „Förderung, Markt-
politik, Rechtsaufsicht über die Landwirtschaftskammer, Rechtsange-
legenheiten“ zum nächstmöglichen Zeitpunkt der Dienstposten/Arbeits-
platz

einer Sachbearbeiterin/eines Sachbearbeiters (w/m/d)

zu besetzen.
Der Dienstposten/Arbeitsplatz ist nach der BesGr. A 13 bewertet. Zur-

zeit steht nur eine Stelle der BesGr. A 12 zur Verfügung. Ein Anspruch
auf Beförderung besteht nicht. Die Eingruppierung erfolgt abhängig
von der jeweiligen fachlichen Qualifikation bis in EntgeltGr. 12 TV-L.

Die Zuständigkeit des Referates 106 gliedert sich in verschiedene
selbstständige Teilbereiche. In dem Teilbereich „Aufsicht über die Land-
wirtschaftskammer Niedersachsen (LWK)“ ist ein Dienstposten/Arbeits-
platz zu besetzen.

Er umfasst im Wesentlichen folgende Aufgabenschwerpunkte:
— Entgegennahme und zentrale Bewertung des Controllingberichts

der LWK.
— Die Bewertung der Genehmigungsfähigkeit des Haushalts der LWK,

welcher dort nach kaufmännischen Grundsätzen unter sinngemä-
ßer Anwendung der der für Landesbetrieb geltenden Verwaltungs-
vorschriften erstellt wird. 

— Mitarbeit bei der Haushaltsaufstellung des Landes in Bezug auf die
LWK.

— Eigenverantwortliche Abstimmung mit der LWK in Bezug auf die
regelmäßige Aktualisierung der Gebührenordnung. 

— Eigenverantwortliche und maßgebliche Mitarbeit bei der Neu-
strukturierung der Verteilung der Pensionslasten der LWK im Rah-
men einer Arbeitsgruppe.

— Selbstständige Bearbeitung von Bürgereingaben und Petitionen.
— Koordinierung von die LWK betreffenden Abfragen.

Anforderungsprofil:
Voraussetzung für die Wahrnehmung des Dienstpostens/Arbeitsplat-
zes ist die Befähigung für das erste Einstiegsamt der Laufbahngruppe 2
der Laufbahn „Allgemeine Dienste“ durch den Abschluss als Diplom-
Verwaltungswirtin (FH), Diplom-Verwaltungswirt (FH), Diplom-Ver-
waltungsbetriebswirtin (FH), Diplom-Verwaltungsbetriebswirt (FH) oder
durch einen vergleichbaren Bachelor-Abschluss eines Studiengangs
der öffentlichen Verwaltung.

Die Qualifikation kann auch durch die erfolgreiche Teilnahme an
der Verwaltungsprüfung II (ehemals Angestelltenprüfung II) erworben
worden sein.

Bei mehrjähriger Berufserfahrung in einer Bundes-, Landes- oder
Kommunalverwaltung sind alternativ auch Absolventinnen oder Ab-
solventen eines Fachhochschul-/Bachelorstudiums der Betriebswirt-
schaftslehre bewerbungsberechtigt.

Gute Kenntnisse der Verwaltungsorganisation, des Controllings im
Rahmen eines öffentlich-rechtlichen Aufsichtsverhältnisses, der grund-
sätzlichen Verwaltungsabläufe sowie des nationalen Haushaltsrechts
sind ebenso von Vorteil wie betriebswirtschaftliche Kenntnisse.

Gesucht wird eine selbstsicher auftretende und selbstständig arbei-
tende Person mit der Bereitschaft zur Teilnahme an regelmäßigen
Dienstbesprechungen mit der LWK, die auch gern mit eigenen Ideen
an der Optimierung der bestehenden Verwaltungsabläufe mitarbeitet. 

Darüber hinaus werden folgende persönliche Fähigkeiten und Fer-
tigkeiten erwartet:
— Kooperations- und Teamfähigkeit,
— Organisationsfähigkeit,
— eine gute sprachliche und schriftliche Ausdrucksweise,
— Kommunikationsfähigkeit,
— gute Kenntnisse und Fertigkeiten im Umgang mit DV-Software

(insbesondere Microsoft Excel, da das referatsinterne Controlling
hierauf aufbaut). Entsprechende Kenntnisse können im Rahmen
von Fortbildungen nachgeholt werden.

Der Dienstposten/Arbeitsplatz ist teilzeitgeeignet. 
Das ML strebt an, in allen Bereichen und Positionen eine Unterre-

präsentanz i. S. des NGG abzubauen. Daher sind Bewerbungen von
Frauen besonders erwünscht und können nach Maßgabe des § 11 NGG
bevorzugt berücksichtigt werden.

Bewerberinnen und Bewerber mit Behinderungen werden bei glei-
cher Eignung, Befähigung und fachlicher Leistung nach Maßgabe der
einschlägigen Vorschriften bevorzugt berücksichtigt. Eine Behinde-
rung/Gleichstellung bitte ich zur Wahrung Ihrer Interessen bereits in
der Bewerbung mitzuteilen.

Das ML ist bestrebt, den Anteil an Mitarbeiterinnen und Mitarbei-
tern aus unterschiedlichen Ländern und Kulturen kontinuierlich zu
erhöhen. Bewerbungen von Menschen aller Nationalitäten sind aus-
drücklich erwünscht.

Das Ministerium ist im Rahmen des audit berufundfamilie® als fami-
lienfreundlicher Arbeitgeber zertifiziert. 

Konnten wir Ihr Interesse wecken? Dann bewerben Sie sich! 
Wir freuen uns auf Ihre Bewerbung, die uns spätestens am 15. 8. 2021

erreichen sollte. Bitte geben Sie bei Ihrer Bewerbung unbedingt das
Aktenzeichen 402-03041-1193 an.

Auf dem schnellsten Wege bewerben Sie sich über unser Online-
Bewerbungsmodul im Karriereportal Niedersachsen.

Alternativ können Sie uns Ihre Bewerbungsunterlagen per Post an
das Niedersächsische Ministerium für Ernährung, Landwirtschaft und
Verbraucherschutz, Referat 402, Calenberger Straße 2, 30169 Hanno-
ver, schicken. 

Bewerberinnen und Bewerber aus dem öffentlichen Dienst übersen-
den bitte zusätzlich die Einverständniserklärung zur Einsichtnahme in
Ihre Personalakte inklusive Kontaktdaten Ihrer Personalstelle.

Für Fragen zum Arbeitsgebiet steht Ihnen Frau Eickemeier, Tel. 0511
120-2309, und für Fragen zum Ausschreibungsverfahren Herr Zils-
dorf, Tel. 0511 120-2016, zur Verfügung.

 Eingangsbestätigungen/Zwischennachrichten werden nicht ver-
sandt. Sofern die Rücksendung der Unterlagen gewünscht wird, ist
den Bewerbungsunterlagen ein frankierter Rückumschlag beizulegen.
Andernfalls werden die Bewerbungsunterlagen zwei Wochen nach Ab-
schluss des Ausschreibungsverfahrens vernichtet.  

Um das Bewerbungsverfahren durchführen zu können, ist es not-
wendig, personenbezogene Daten zu speichern. Durch Zusendung Ih-
rer Bewerbung erklären Sie sich damit einverstanden, dass Ihre Daten
zu Bewerbungszwecken unter Beachtung der Datenschutzvorschriften
elektronisch gespeichert und verarbeitet werden. Weitere Informatio-
nen zum Datenschutz entnehmen Sie bitte unserer Datenschutzerklä-
rung unter https://www.ml.niedersachsen.de/download/135511.
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